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I. Kapitel. 

Zur Ciesehichte des Oenossensehaftswesens. 



§ 1. 

Einleitung. 

Wenn in der Regel Schulze-Delitzsch (Hermann 
Schulze aus Delitzsch, preussische Provinz Sachsen) „Vater 
des deutschen Genossenschaftswesens" genannt wird, so ist 
das nur insofern richtig, als auf seinen unmittelbaren Ein- 
fluss die bestimmt ausgeprägte Form und die gesetzliche 
Regelung des Genossenschaftswesens in Deutschland zurück- 
zuführen sind, Personenverbände zur Erreichung eines ge- 
meinsamen Zweckes mit gemeinsamen Mitteln, haben nicht 
nur in England und Frankreich, sondern auch in Deutsch- 
land schon vor Schulze-Delitzch bestanden, ähnlich ge- 
staltet und organisirt wie die Schulze-Delitzsch'schen 
Vereine, nur fehlte Ihnen die einheitliche Form und das 
Bewusstsein ihrer Eigenartigkeit und Zusammengehörigkeit. 
Theorie und Praxis schwankten in Folge dessen lange, in 
welcher der bekannten Formen diese eigenartigen Gebilde 
unterzubringen seien ; dieser Unbestimmtheit ein Ende ge- 
macht und den Anstoss zu einer gesetzlichen Regelung dieser 
Verhältnisse gegeben zu haben, ist das grosse und bleibende 
Verdienst Schulzens, das er sich um das deutsche Ge- 
nossenschaftswesen erworben hat. Er hat die Genossen- 
schaften nicht in's Leben gerufen, er hat sie entdeckt, zweck- 
entsprechend eingerichtet undMhre gesetzliche Regelung ver- 
anlasst. 
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Diese gesetzliche Regelung erfolgte zuerst unter Schul- 
zens thätiger Mitwirkung im Königreiche Preussen, welches 
im Jahre 1867 ein „Gesetz betreffend die privatrechtliche 
Stellung der Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften" er- 
liess; am 15. Juni 1868 folgte Sachsen mit einem „Gesetze, 
die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthschafts- 
genossenschaften betreffend". 

Der norddeutsche Bund adoptirte 1868 fast wört- 
lich das preussische Gesetz und dieses Gesetz des nord- 
deutschen Bundes nebst einer Deklaration vom 19. Mai 1879 
wurde denn auch Reichsgesetz. 

Die erste gesetzliche Regelung erfuhr das Genossen- 
schaftswesen in England durch die acte to consolidate and 
amend the laws relating to Industrial and Provident Societies 
vom 7. August 1862; dann folgte Frankreich mit einem 
Gesetz (sur les sociites Titel III) vom 24. Juli 1867. Hierauf 
Oesterreich-Üngarn, Gesetz vom 9. April 1873; dann 
Belgien, Gesetz vom 18. Mai 1873; Niederlande, Gesetz 
vom 17. November 1876; die Schweiz, Titel 27 des Bun- 
desgesetzes über das Obligationenrecht vom 14. Juni 1881, 
in Kraft seit 1. Januar 1883. 



§ 2. 

Das Genossenschaftswesen in der Schweiz vor dem 

Bundesgesetze. 

A. 

Scliweizerisclie yerhältnisse im Allgemeinen. 

Dasselbe, was oben vom Vorhandensein genossenschaft- 
licher Verbände in Deutschland gesagt worden ist, hat im 
weitesten Umfange auch für die Schweiz Geltung. Unser 
Bundesgesetz hat auch nicht eine neue Gesellschaft in's 
Leben gerufen, sondern es hat vorhandene, aber keiner der 
bekannten Kategorien angehörige Personenverbände unter 
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einem gemeinsamen Namen und einer gemeinsamen Form 
zusammengefasst. 

Wir finden bei uns sclion in der ersten Hälfte des Jahr- 
hunderts, ja sogar ganz im Beginne desselben, Gebilde, welche 
in ihrem Zweck, in ihrer Organisation, ganz oder doch v^- 
sentlich mit den heutigen, durch das Gesetz einheitlich ge- 
stalteten Genossenschaften übereinstimmen, i) 

Eine dieser Genossenschaften, deren Gründung in die 
erste Hälfte des vorigen Jahrhundert fällt, kann desshalb 
hier nicht in Betracht kommen, weil sie ursprünglich eine 
Anstalt war und erst auf Grund ihrer Statuten revision von 
1882 als Genossenschaft betrachtet werden kann. Es ist 
dies die Prediger-Wittwen- und Waisenkiste E. E. Classe 
Bern, die schon 1731 gegründet wurde und nun zu Folge 
Eintragung in's Handelsregister (publizirt im Handelsamts- 
blatt vom 15. Mai 1883) Genossenschaft ist. 

Soweit es sich nach den Auszügen im Schweizerischen 
Handelsamtsblatt beurtheilen lässt, kam der genossenschaft- 
liche Gedanke hauptsächlich in 2 Formen zum Ausdruck, 
einmal in dem der Aktiengesellschaft, dann in dem der so- 
cUU a capital variable. Eine dritte, ziemlich häufig vorkom- 
mende Form ist die der heutigen Vereine. 

Dazwischen aber schwankte man hin und her und 
bildete beliebige Zwischenformen, die sich in keine der be- 
stehenden Arten einreihen Hessen. Die Verschiedenheit der 
kantonalen Gesetze gestattete eben eine Fülle von Gesell- 
schaften, die den gleichen Namen, aber oft eine ganz andere 
juristische Struktur zeigen; die Entstehung einer solchen 
Gesellschaft war lediglich an die staatliche Genehmigung 
gebunden, oder nicht einmal dies war erforderlich, wie z. B. 
in Baselstadt und St. Gallen. 



*) Z,B,: Fromagerie d'Yverdon, 1809 gegründet, 1883 eingetragen; 
Social de fromagerie de Croy, 1803 gegründet, 1883 eingetragen; Allge- 
meine Wittwenstiftung in Bern, 1808 gegründet, 1883 eingetragen; 
Aargauische Ersparnisskasse, 1812 gegründet, 1883 eingetragen; Caisse 
d^Epargne du district de Vevey, 1814 gegründet, 1883 eingetragen. 



O.' 
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Mit dieser Manigfaltigkeit von Formen hatte unser Ge- 
setz zu rechnen und auf deren Berechtigung auf Existenz 
Rücksicht zu nehmen, was in Art. 898 geschehen ist. Nach 
diesem dürfen Genossenschafteii (undllktiengesellschaften), 
sofern sie vor dem 1. Januar 1883 nach kantonalem Rechte 
gültig entstanden sind, mit ihren alten Statuten bis 1. Januar 
1888 fortbestehen, auch wenn diese den Anforderungen des 
Gesetzes nicht entsprechen. 

Nach dem Gesetz ist nun die Genossenschaft eine eigen- 
artige, vollkommene Han delsg esellschaft, wie die Aktienge- 
sellschaft. 

Den fruchtbarsten Boden fand die genossenschaftliche 
Bewegung in der Westschweiz, speziell im Kanton Waadt, 
und dieses stimmt überein mit den Erfahrungen, die man 
auch anderiPTärts, z. B. in Deutschland gemacht hat, dass 
nämlich die meisten genossenschaftlichen Verbände auf dem 
landwirthschaftlichen Gebiete entstehen, namentlich unter 
der Milch- und Alpwirthschaft treibenden Bevölkerung. Asso- 
ciationen zum gemeinschaftlichen Betriebe einer Käs erei, 
oder zur gegenseitigen Viehyersicherung, sind die beiden 
am häufigsten erscheinenden Genossenschaftsarten in diesen 
Kreisen der Bevölkerung, die ersteren sind überhaupt die^ 
zahlreichsten und bilden mehr als die Hälfte sämmtlicher 
Genossenschaften in der Schweiz. Davon besitzt allein der 
Kanton Waadt, wie sich aus der statistischen Tabelle er- 
gibt, 216, ein auffallender Unterschied gegenüber dem Kanton 
Bern, der ja neben Waadt der am meisten Milchwirthschaft 
treibende Kanton ist. Bern hat nämlich die meisten Ver- 
bände auf diesem Gebiete (der Käserei) nach Art der Aktien- 
gesellschaft gebildet 2), und hat relativ sehr wenige Genossen- 
schaften, dagegen besitzt er mehr genossenschaftlich organi- 
sirte und eingerichtete Versicherungsvereine, Krankenvereine 
und Unterstützungsvereine anderer Art als der Kanton 
Waadt. 



") Im Jahre 1883 z. B. waren im Kanton Bern nur etwa '/lo Kä- 
sereien Genossenschaften, '/lo Aktiengesellschaften, im Kanton Waadt 
dagegen war das Verhältniss etwa "/" zu V"- 
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Sehr viele Genossenschaften im Kanton Waadt und in 
weniger grosser Anzahl auch in vielen andern Kantonen, 
namentlich in denen französischen Rechtes, sind, soweit es 
sich aus den Statuten- Auszügen im Handelsamtsblatt ersehen 
lässt, nichts anderes, als sociMes ä capital variable^ eine That- 
sache, die uns im Hinblick auf die Gleichartigkeit des Rechts 
in Frankreich und der Westschweiz nicht überraschen darf.^) 

Zudem war die socUU ä capital variable, wo sie neben 
der eigentlichen Aktiengesellschaft bekannt war, für kleinere 
Leute geeignet, weil sie nicht vom Anfange an über ein 
bestimmtes Kapital zu verfügen haben mussten. Sie fand 
auch Eingang in der übrigen Schweiz, wenn auch dort nicht 
in dem Umfange, wie im französischen Landestheil, weil dort 
sich der Einfluss Deutschlands vornehmlich geltend machte; 
in der deutschen Schweiz finden wir seit dem Inkrafttreten 
des preussischen und dann auch des österreichischen Ge- 
setzes grossentheils Genossenschaften im Sinne des erstem 
Gesetzes, doch überwiegen die Aktiengesellschaften an Zahl 
bei weitem die Genossenschaften. Hätte man in der deutschen 
Schweiz das Institut der socieU ä capital variable früher ge- 
kannt, so wäre dieses unzweifelhaft auch hier öfter ange- 
wendet worden, aus dem oben angeführten Grunde. 

Vereine im Sinne des Titel 28 des Obligationenrechts, 
Personenverbände, welche nicht einer der bekannten Formen 
angehörten, einf ache Gesellschaften, finden sich auch heute 
noch ziemlichEäufig als Genossenschaften eingetragen.^ 

Ob das auch in Zukunft, d. h. für Verbände, die unter 
der Herrschaft des ^bligationenrechts entstehen, statthaft 
sei, oder ob sich derartige Gesellschaften nicht vielmehr 



') Genau kann die Zahl nicht angegeben werden, weil die Aus- 
züge im Handelsamtsblatt an Vollständigkeit und Deutlichkeit sehr oft 
zu wünschen übrig lassen. 

Einige Kegisterführer gerade der Westschweiz unterscheiden ja 
nicht einmal genau, wenigstens im Handelsamtsblatt, zwischen Asso- 
ciation und SocUU und sprechen in einem Athemzuge von ein und der- 
selben Gesellschaft bald als Association und bald als Sociit4 oder als 
sociiti civile. 
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einer der im Gesetze vorgesehenen Formen anbequemen 
müssen, um Persönlichkeit zu erlangen, ist eine Frage, die 
wir später untersuchen. Für derartige Genossenschaften ge- 
nügte es, wenn der Staat sie jeweilen als solche anerkannte, 
sie konnten organisirt und eingerichtet sein, wie es ihnen 
gerade passte. Bei der leider ziemlich oft, wenigstens in 
den ersten Jahrgängen, vorkommenden Unzulänglichkeit der 
Auszüge im Handelsamtsblatt können die numerischen Ver- 
hältnisse nicht angegeben werden. Wir begnügen uns da- 
her, zu konstatiren, dass das Genossenschaftswesen in der 
Schweiz vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes ein sehr 
buntes Bild zeigt, dass von einer festen, bestimmenden Norm 
nicht die Rede sein konnte, dass in Folge dessen das schwei- 
zerische Obligationenrecht einem Bedürfniss entsprach, als 
es diese Materie in seinem siebenundzwanzigsten Titel ein- 
heitlich gestaltete. 

Man lehnte sich bei dieser Arbeit namentlich an das 
deutsche Reichsgesetz an, da keine kantonale Gesetzgebung 
als Muster hätte dienen können. 

B. 

Zürcher Verhältnisse insbesondere. 

Es dürfte vielleicht hier der passendste Ort sein, das- 
jenige Gesetzbuch, welches untei' den kantonalen Kodiflca- 
tionen wohl die angesehenste ist, zu erwähnen und zu unter- 
suchen, wie dieses sich in Bezug auf das Genossenschafts- 
wesen verhalte: ich meine das privatrechtliche Gesetzbuch 
für den Kanton Zürich vom 31. März 1854, revidirt 1887.*) 

I. Dieses Gesetzbuch kennt folgende privatrechtliche 
Personen verbände die hier in Betracht fallen können. 

1. Rein privatrechtliche Korporationen, welche zu einem 
wissenschaftlichen oder künstlerischen oder sonst 



*) In Betracht kommt für uns das alte privatrechtliche Gesetz- 
buch von 1854, 
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einem gemeinnützigen oder einem erlaubt geselligen 
Zwecke gebildet werden. §§ 20 ff. (zu vergleichen 
Titel 28 des Obgligationenrechts.) 

2. Gemeine Gesellschaft. §§ 1235 ff. 

3. Eigentliche Handlungsgesellschaft (Kollektivgesell- 
schaft). §§ 1257 ff. 

4. Kommanditengesellschaft. §§ 1329 ff. 

5. Aktiengesellschaft. §§ 1342 ff. 

1. Die gemeine Gesellschaft (nach zürcherischem Recht), 
die eigentliche Handlungsgesellschaft und die Kommanditen- 
gesellschaft des zürcherischen privatrechtlichen Gesetzbuches 
eignen sich für Personenverbände, wie sie hier in Betracht 
kommen, ebensowenig, wie die Kollektiv- und Kommandit- 
Gesellschaft des Obligationenrechts. Es geht ihnen allen die 
korporative Organisation ab, welche bei Vereinigungen von 
grosser Mitgliederzahl unerlässlich ist. Auch diese Formen 
fallen daher hier nicht weiter in Betracht, und wir haben 
somit nur noch die Korporation (rein privatrechtliche Kor- 
porationen mit einem idealen Zweck und die Aktiengesell- 
schaft) in Berücksichtigung zu ziehen. 

2. Die rein privatrechtlichen Korporationen mit einem 
idealen Zweck werden lediglich durch Uebereinkunft ihrer 
Mitglieder gebildet und bedürfen zu ihrer Entstehung, in der 
Regel auch zu ihrer Auflösung (§ 43) nicht der Staatsge- 
nehmigung, vorausgesetzt immerhin, dass diese Ueberein- 
kunft sich in einem Akt der Konstituirung auf Grund von 
Statuten manifestirt habe. 

Eine staatliche Genehmigung wurde wohl desshalb nicht 
für nothwendig erachtet, weil derartige Gesellschaften bei 
Verfolgung ihres Zweckes wenig eigentlichen Handelsverkehr 
treiben, und von ihrer Seite somit keine Gefährde für den- 
selben kommen kann^. Im Namen der Korporation Han- 
delnde verpflichten diese selbst, andernfalls sind die Han- 
delnden haftbar. 

Diese Vorschriften waren gewiss für eine grosse Anzahl 
der .genannten Personenverbände passend, da in vielen Fällen, 
z. B. bei Konsumvereinen, jedenfalls die gemeinnützige Seite 
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des Unternehmens die massgebende war; ein effektiver Han- 
delsgewinn, wenn sich ein solcher ergab, wurde natürlich 
gern eingesteckt, in erster Linie aber nicht beabsichtigt. 
Eine derartige Korporation war Anfangs der Konsumverein 
Zürich. Dagegen sagt § 20 nichts von solchen Vereinigungen, 
welche direkt auf Erwerb, auf ökonomischen Gewinn, aus- 
gehen. Für solche Gesellschaften nennt das zürcherische 
Recht nur eine einzige bestimmte Form, die Aktiengesell- 
schaft, und überlässt sonst die Bildung derartiger Korpo- 
rationen der Privat- Autonomie. ^) 

Gemäss § 22 bedürfen Aktien Verbindungen, welche auf 
industrielle oder andere ökonomische Unternehmungen ge- 
richtet sind, zu ihrer Entstehung (und nach § 44 auch zu 
ihrer Auflösung) der Genehmigung des Regierungsrathes, 
welcher zu untersuchen hat, ob der Zweck der Unternehmung 
ein statthafter sei und ihre Solidität zweifellos bestehe. Ist 
dies nicht der Fall, so soll die Genehmigung versagt werden. 

3. Andere juristische Personen dürfen sich vollständig 
unabhängig von der Staatsgewalt bilden, obschon der Wort- 
laut des § 20 dies nicht ausdrücklich sagt. Aber staatliche 
Genehmigung wird immer für staatliche oder kirchliche 
Korporationen verlangt (§ 19), für Aktien Verbindungen (§22); 
§ 25 gibt dem Staate ein gewisses Genehmigungsrecht auch 
gegenüber den Korporationen, insofern er Korporationen zu 
unerlaubten oder unsittlichen Zwecken nicht anerkennt. 

4. Es ergibt sich also: Das zürcherische Gesetzbuch 
hat eine Handelsgesellschaft im Sinne des Titel 27 des Obli- 
gationenrechts nicht normirt; es gestattet aber ohne weiteres 
die Bildung von derartigen Personenverbindungen und knüpft 
deren Entstehung auch nicht an das Requisit der Geneh- 
migung durch den Staat.®) Diesem letztern steht ein gewisses 
Aufsichtsrecht in dem Sinne zu, als er gemäss § 45 befugt 



*) Vergl. Art. 71G des Oblig-ationenrechts. 

•) Vergleiche hiezu : Zwei Rechtsgutachten über die Revision der 
Statuten der schweizer. Rentenanstalt in Zürich von Prof. Bluntschli 
und Prof. Fick (pag. 13 u. ff. und pag. 30 u. ff.) 
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ist, gegenüber einer entarteten, oder den Kredit, oder andere 
öffentliche Interessen gefährdenden Korporation reformirend 
einzuwirken. (Vergl. auch § 1699.) 

Das Gnossenschaftswesen fand also im Kanton Zürich 
auch nach Einführung des privatrechtlichen Gesetzbuches 
einen günstigen Boden, sofern es sich nicht in Aktien- Ver- 
bindungen äusserte. Solche Genossenschaften erlangen mit 
ihrer Entstehung juristische Persönlichkeit, und es erweist 
sich also die Windscheid'sche Theorie *^) über die Entstehung 
der juristischen Personen, wenigstens mit Rücksicht auf der- 
artige Korporationen des zürcherischen Rechtes, als richtig. 
Dafür, dass unser Obligationenrecht einem wirklichen Be- 
dürfniss entgegengekommen ist, indem es eine neue Gesell- 
schaftsart, eben die Genossenschaft, normirte, liefert ein 
trelBFendes Beispiel die Entwicklungsgeschichte wol des grössten 
genossenschaftlichen Verbandes in der Schweiz, des Konsum- 
vereins Zürich, die ich kurz skizziren will.^) 

Wir finden mit Bezug auf die juristische Struktur des- 
selben leicht vier verschiedene Perioden heraus. 

1. Der Konsumverein in der Zeit von seiner Gründung 
1851 — 1858 ist nach meiner Auffassung eine societe ä capital 
variable, keine Aktiengesellschaft, denn er besitzt kein in 
Theilsummen von gleichem Werth getheiltes Vermögen. 
Allerdings sprechen die Statuten von Aktien im Werthe von 
3 Fr. resp. 3 Fr. 50 Cts., allein das sind keine Aktien, sondern 
einfache Beiträge, die beim Austritt, der jedem Mitglied frei- 
steht, zurückbezahlt werden, wenn sich beim Rechnungsab- 
schluss kein Neftopassivum ergibt; dagegen sind die Aktien 
nicht auf andere Personen übertragbar. Die Frage ist nun 
die : Hat sich der Konsumverein Zürich nach Einführung des 



') „Solche Personenvereinigungen sind juristische Personen (Kor- 
porationen), wenn sie es sein wollen." Windscheid Pand. Bd. 1, pag. 
160. Einen andern Standpunkt nimmt Stobbe, Deutsches Privatrecht, 
Bd. 1, pag. 406 u. ff., 2. Aufl., ein. 

*) Vergleiche hiezu die Geschäftsberich:)e des Verwaltungsrathes 
und des Aufsichtsrathes, femer Dr. J. J. Honegg er: Memorial zur 
fünfundzwanzigjährigen Geschichte des Konsumvereins Zürich. 
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privatrechtlichen Gesetzbuches als Aktiengesellschaft kon- 
stituirt ? 

Meines Erachtens nicht sofort. 

Das Gesetz sagt nirgends, was es unter Aktien Ver- 
bindung eigentlich versteht. Die Regierung hat nur das 
Recht, einer Aktiengesellschaft die Genehmigung zu ver- 
sagen, wenn sie den Zweck und die Solidität der Unter- 
nehmung bei ihrer Prüfung nicht statthaft und sicher genug 
fand, resp. sie hat das Recht, zu erklären, eine Gesellschaft 
sei keine Aktiengesellschaft, bedürfe daher der staatlichen 
Genehmigung nicht. 

Als sie im Jahre 1856 den revidirten Statuten des Kon- 
sumvereins ihre Genehmigung versagte, that sie es desshalb, 
weil der Konsumverein kein festes, den Kreditoren Sicher- 
heit gewährendes Kapital besass. Daraufhin wurde die 
Rückzahlbarkeit der Aktien, welche ja eben ein solches festes 
Aktienkapital unmöglich machte, aufgehoben, aber die Zahl 
der Aktien war nach oben nicht geschlossen (§ 10 der Sta- 
tuten von 1856). 

Das so gewonnene, nach unten feste Kapital, in Ver- 
bindung mit den 5000 Fr., mit welchen eine ad hoc gegrün- 
dete Garantiegesellschaft®) als eigene Aktiengesellschaft die 
Gläubiger des Konsumvereins sicher stellte, genügte der 
Regierung. Obschon also die Aktien nicht mehr rückzahlbar 
waren, können wir beim Konsumverein doch nicht von 
einem Aktienkapital sprechen, und derselbe ist desshalb nach 



®) Wir haben zwischen Garantiegssellschaft und Konsumverein 
ein ähnliches Verhältniss, wie es früher zwischen der schweizerischen 
Kreditanstalt und der Rentenanstalt in Zürich bestanden hat. Die 
Kreditanstalt haftete den Kreditoren der Rentenanstalt subsidiär für 
ihre Ansprüche, beide aber waren selbstständige Rechtssubjekte, ju- 
ristische Personen. A. M. war mit Bezug hierauf die zürcherische Re- 
gierung; vergl dazu die schon erwähnten Rechtsgutachten der Herren 
Bluntschli und Fick einerseits, Nationalrath Brunn er anderseits, 
ferner Aktenstücke der schweizerischen Rentenanstalt 1877 A. und 1878 
B., sowie Aktenstücke betreffend die Autorisation der schweizerischen 
Rentenanstalt und Genehmigung ihrer Statuten etc. 1878. 
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meiner Rechtsanschauung auch nach 1856 keine Aktienge- 
sellschaft. 

Wenn aber der Konsumverein keine Aktiengesellschaft 
ist, so hat die Regierung ja auch nicht das Recht, ihm die 
Genehmigung der Statuten zu versagen, überhaupt geht sie 
die Entstehung solcher Korporationen, so lange sie nicht 
unsittliche oder das Gemeinwohl gefährdende Zwecke ver- 
folgen, nichts an. 

Dass in diesem Fall es doch geschehen ist, hat seinen 
Grund vielleicht darin, dass die Regierung den Konsumverein 
eben als Aktiengesellschaft ansah und behandelte oder darin, 
dass sie § 22 analog auf alle Vereinigungen, welche auf in- 
dustrielle oder andere ökonomische Unternehmungen ge- 
richtet sind, anwenden zu müssen glaubte. 

2. Im Jahre 1858 wurden in die revidirten Statuten 
folgende Sätze aufgenommen: Sobald das reine Vereinsver- 
mögen mit Inbegriff der Aktienbeträge fünfzigtausend Franken 
beträgt, so soll alljährlich ein Fünftel des dannzumaligen 
jährlichen Nettogewinns zur Rückzahlung der Aktien (zu 
3 Fr. die Aktie sammt Zins ä 5 Prozent per Jahr vom Tage 
der Einzahlung an) verwendet werden. Die Reihenfolge, in 
welcher die Aktien zur Rückzahlung kommen, wird durch 
das Loos bestimmt (§ 6). Die Mitglieder, deren Aktien zu- 
rückbezahlt werden, bleiben auch nach der Rückzahlung 
Mitglieder des Vereins; der Verwaltungsrath stellt ihnen 
hierüber für die eingelösten Aktienscheine eine besondere 
Urkunde aus. Die Rechte solcher Mitglieder jedoch sind 
dannzumal nur beim Todesfalle derselben übertragbar (§ 7). 
Neue Aktien werden nicht emittirt. Die bestehenden 2350 
Aktien, welche mit 3 Fr. einbezahlt wurden, sind, so lange 
sie nicht zurückbezahlt wurden (§ 6), durch Cession über- 
tragbar. Kein Mitglied kann mehr als eine Aktie erwer- 
ben (§ 4). 

Das ist nun unzweifelhaft eine Aktiengesellschaft mit 
einem festen, in Aktien von bestimmtem Werth getheilten 
Kapital, welches allein für die Verbindlichkeiten des Kon- 
sumvereins haftet. 
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Auch dieses feste Kapital erschien der Regierung noch 
nicht genügende Sicherheit nach Aussen zu bieten und sie 
knüpfte an die Genehmigung der Statuten, welche in diesem 
Falle einzuholen war, die Bedingung, dass sish der Konsum- 
verein noch über einen Garantiefond von mindestens 3000 Fr. 
auszuweisen habe. 

3. Durch die Statutenrevision vom 3. November 1867 
gab sich aber der Konsumverein wieder die Form der societe 
ä capital variable ^ indem er das stabile Aktienkapital in ein 
veränderliches verwandelte, das sich mit der Anzahl der 
Mitglieder vermehrte und verminderte. Diese Form des 
Vereins passirte auch im wesentlichen unverändert die Sta- 
tutenrevision von 1872. 

Während aber nach jenen eine Uebertragung der Aktie 
schlechterdings nicht gestattet war, nicht einmal im Todes- 
fall (der Aktienbetrag wurde an die Erben ausbezahlt *®), so 
ging sie nach diesen an die Intestaterben über, deren Rechte 
vom Todestage des Erblassers an datiren. 

4. Ein höchst eigenthümliches Gebilde förderte sodann 
die Statutenrevision von 1877 zu Tage. § 6 dieser Statuten 
sagt nämlich: „Alljährlich wird der Werth einer Aktie neu 
bestimmt." Für die Schulden des Vereins haftet jedes Mit- 
glied nur mit seiner Aktie, nicht persönlich. Jedes Mitglied 
participirt im Verhältniss seiner Aktie zur Gesammtzahl der- 
selben (2350) am Gesammteigenthum des Vereines (§ 21). 
Die Rechte eines Mitgliedes gehen nur im Todesfall auf die 
Erben über, sonst sind die Aktien nicht übertragbar. 

Dass wir es hier keinesfalls mit einer Aktiengesellschaft 
des Obligationenrechts zu thun haben, ist sofort klar, weil 
die Aktiengesellschaft ein bestimmtes, in Theilsummen (Aktien) 
von einem bestimmten Werth getheiltes Kapital haben muss, 
hier aber weder das eine noch das andere der Fall ist (vergl. 
Art. 612, 6142 des Obligationenrechts). Gegen die Annahme 



") Wie reimt sich die Genehmigung dieser Statuten durch die 
Regierung mit der Verweigerung der Genehmigung im Jahre 1856? 
Das Aktienkapital ist ja auch nicht fest und unveränderlich. 
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einer Aktiengesellschaft spricht ferner ganz entschieden § 21 
der Statuten (vergl. Art. 629 des Obligationenrecht). Das 
Obligationenrecht schliesst das Miteigenthum der Aktionäre 
am Aktienkapital aus, die Statuten des Konsumvereins aber 
anerkennen es ausdrücklich. Ebensowenig ist der Konsum- 
verein Zürich eine Genossenschaft, denn er ist als solche im 
Handelsregister nicht eingetragen, wenn auch anderseits 
seine Struktur derjenigen einer Genossenschaft nicht unähn- 
lich ist.. Immerhin muss auch da bemerkt werden, dass bei 
dem Genossenschaftsvermögen ebenfalls nicht von einem 
Miteigenthum der Genossen gesprochen werden darf; das 
Vermögen der Genossenschaft gehört eben dieser, der ju- 
ristischen Person, und die Rechte, welche den Genossen 
an dasselbe zustehen, sind reine Forderungsrechte, keine 
dinglichen Rechte. 

Es ist oben die Behauptung aufgestellt worden, der 
Konsumverein Zürich sei auch nach zürcherischem Rechte 
keine eigentliche Aktiengesellschaft; was für die erste Periode 
seines Bestandes gesagt wurde, gilt auch hier. Er ist aber 
auch keine societe ä capital variable^ weil die Zahl der Aktien 
geschlossen ist, und das Vermögen des Konsumvereins nicht 
mit der Anzahl der Aktien von bestimmtem Werth steigt 
und fällt, sondern umgekehrt, der Werth der Aktie abhängig 
ist vom Vereinsvermögen. Wir müssen ihn daher unter den 
Korporationen des Zürcher Rechts unterbringen, trotzdem er 
als Aktiengesellschaft im Handelsregister eingetragen ist. 

In Vollziehung des Art. 898 des Obligationenrechts hat 
sich der Konsumverein Zürich im Jahr 1887 definitiv als 
Aktiengesellschaft im Sinne des Bundesgesetzes konstituirt. 



2 



IL Kapitel. 



Begriff der Oenosmchaft 
nach dem schweizerischen Obligationenrecht. 



I. Das Bundesgesetz deflnirt in Art. 678 die Genossen- 
schaften als Personenverbände, welche ohne Kollektiv-, 
Kommandit- oder Aktien- (Kommanditaktien)-Gesellschaften 
zu sein, gemein aaT^ ft 7w Pif*|j^ft des wirthschaftlichen Verkehrs 
verfolgen und sich als Genossenschaften i) in's Handels- 
register haben eintragen lassen. 2) Diese Personalverbände 
müssen Statuten haben und, wenigstens bei ihrer Gründung, 
aus mindestens sieben Mitgliedern bestehen (Art. 679). Als 
Genossenschaft ist ein solcher Personenverband juristische 
Person, selbstständiges Subjekt von Rechten und Verbind- 
lichkeiten, klagbar und klagberechtigt. 

Wir versuchen nun im Folgenden, den Begriff der Ge- 
nossenschaft genau abzugrenzen und namentlich den Unter- 
I schied zwischen ihr und den Vereinen des Titel XXVIII 

*) Das deutsche Gesetz nennt solche Verbände „eingetragene 
Genossenschaften" im Gegensatz zu den nicht eingetragenen. 

*) Es ist zum mindesten ungenau, wenn Haberstich, Hand- 
buch des schweizerischen Obligationehrechts, II. Bd., II. Th., pag. 636, 
sich so ausdrückt, wirthschaftliche Vereine, welche sich nicht in das 
Handelsregister haben eintragen lassen (Genossenschaften) u. s. "w. 
Nicht eingetragene Genossenschaften gibt es nach unserm Gesetze 
überhaupt nicht. Ebenso ist seine Bemerkung, pag. 636 a E, unrichtig-, 
I Die Möglichkeit, das Recht der Persönlichkeit zu erwerben, sei den 
Vereinen wie den Genossenschaften geboten. 

*) Vergl. über den Unterschied von Vereinen und Korporationen 
Stobbe, Handbuch des deutschen Privatrechts, II. Aufl., I. 502 ff. 
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II. Von der Aktien- und Kommandit Aktien-Gesellschaft 
unterscheidet sich die Genossenschaft namentlich dadurch, 
dass sie nicht ein festes, in Aktien zerlegtes Grundkapital 
haben muss, ferner dadurch, dass bei ihr die subsidiäre, 
solidare Haftung der Mitglieder für Schulden der Genossen- 
schaft präsumirt wird, bei den beiden andern dagegen diese 
ausgeschlossen ist (Art. 689, 612). 

Von der Kommandit- und Kollektivgesellschaft unter- 
scheidet sich die Genossenschaft vorzüglich dadurch, dass 
die erstem njcht korporativ organisirt sind; während ferner 
die Minimalzahl der Mitglieder bei der Aktiengesellschaft 
i^ f 5 Mit glieder jArt. 640) und bei der Genossenschaft (7 Mit- 
^ glieder, wenigstens bei der Gründung, Art. 679, beträgt, so 
sind bei der Kommandit- und Kollektivgesellschaft nur zwei 
nothwendig. Die Komplementäre und die Kollektivgesell- 
schafter haften ferner für die Schulden der Gesellschaft nicht 
nur subsidiär, d. h. soweit die Gläubiger im Konkurs der 
Gesellschaft zu Schaden gekommen sind, sondern schon dann, 
wenn die Gesellschaft aufgelöst oder erfolglos betrieben 
worden ist (Art. 601, 564, 689). 

Der Zweck dagegen ist ganz derselbe bei all den ge- 
nannten Gesellschaften, nämlich ein wirthschaftlicher. 

III. Von den Vereinen zu idealen Zwecken dagegen 
unterscheidet sich die Genossenschaft gerade wesentlich 
durch den Zweck, während Organisation und Stellung der 
Mitglieder gegen Drittpersonen oft so übereinstimmen, dass 
kein erkennbarer Unterschied zwischen einer Genossenschaft 
und einem derartigen Verein besteht. Im Verhältniss zu 
Drittpersonen besteht der Unterschied, dass bei den Genossen- 
schaften die subsidiäre Solidarhaft der Genossen für Schulden 
der Genossenschaft präsumirt wird; beim eingetragenen 
Verein ist dies hingegen nicht der Fall, und beim nicht 
eingetragenen Vereine sind diese Verhältnisse aufzufassen, 
wie bei der einfachen Gesellschaft. Praktisch kann, so- 
fern der Verein nicht etwa nach kantonalem Recht Persön- 
lichkeit besitzt (Art. 716), dieser Unterschied durch eine 
Statutenbestimmung wegfallen. 



1 
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Wir haben aber in erster Linie zu untersuchen, was 
das Gesetz unter «Zwecken des wirthschaftlichenjyer kehrs^ 
versteht. 

i Negativ definirt das Gesetz Zwecke des wirthschaft- 
lichen Verkehrs als solche, welche nicht ideale Zwecke sind, 
indem es wirthschaftliche und ideale Vereine in Gegensatz 
stellt. 

Es entsteht nun aber sofort die Frage, wo hört das 
Wirthschaftliche auf, und wo das Ideale. Ist es z. B. ein 
wirthschaftlicher oder ein idealer Zweck, wenn begüterte 
j n Personen eine Speiseanstalt für Arme errichten und nur die 
l\\i\ 1^ ' jjübliche Verzinsung ihres Kapitals beabsichtigen, keinen 
,Y^)i\>^'^ Gewinn im Sinne des Art. 680 t, oder wenn ein Konsortium 
von Kapitalisten Arbeiterwohnungen errichtet und nur die 
übliche Verzinsung des angelegten Kapitals erstrebt, sonst 
keinen Gewinn? Die Frage ist nicht gerade leicht zu ent- 
scheiden, man fasse nur den Umstand in's Auge, dass beides, 
idealer und wirthschaftlicher Zweck, sich sehr oft neben 
einander finden, dass der ideale Zweck der Absicht, sein 
Geld nutzbringend anzulegen, vorwiegt, wie es bei Ver- 
einigungen der oben genannten Arten vielfach vorkommt. 

Meines Erachtens ist so zu entscheiden: Ein wirth- 
schaftlicher Zweck liegt dann vor, wenn ein unmit- 
telbarer materieller Vortheil irgend welcher Art für 
die Mitglieder bezweckt wird, sei es also, dass ein 
effektiver Geldgewinn beabsichtigt wird, der den Mitgliedern 
zu Gute kommt, sei es, dass ihnen Gelegenheit geboten wird, 
durch gemeinsames Wirken die eigenen Bedürfnisse günstiger, 
als es allein geschehen könnte, zu befriedigen, oder eigene 
Erzeugnisse auf gemeinsame Rechnung und Gefahr zu ver- 
kaufen, oder gemeinsam zu produziren und zu verkaufen 
u. s. w. Dieser Vortheil ist absolut zu berechnen, nicht 
relativ: der Bezug von landesüblichen Zinsen hört desshalb 
nicht auf, ein Vortheil zu sein, weil unter andern Verhält- 
nissen mit demselben Kapital durch Spekulation oder bessere 
Anlage ein grösserer Vortheil hätte erzielt werden können, 
und die Bezahlung einer Arbeitsleistung ist, wenn Werth 
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und Gegenwerth überhaupt im richtigen Verhältiiiss zu ein- 
ander stehen, einander entsprechen, kein materieller Nach- 
theil, weil an einem andern Ort, oder zu einer andern Zeit 
für dieselbe Leistung weniger hätte bezahlt werden müssen. 
Ob daneben ein wohlthätiger (idealer) Zweck verfolgt wird, 
oder ob dieser sogar den wirthschaftlichen überwiegt, ist 
gleichgültig. Wir hatten somit in den obigen Beispielen den 
Gesellschaften ihren Platz unter den Personenverbänden mit 
wirthschaftlichem Zwecke anzuweisen, und nicht unter den 
Vereinen mit idealem Zweck.*) 

Dadurch, dass statt des bezweckten materiellen Vor- 
theils ein materieller Nachtheil sich ergibt, hört natürlich 
der Verein nicht auf ein wirthschaftlicher zu sein, denn der 
Zweck ist nach wie vor doch auf Erzielung dieses Vortheils 
gerichtet. 

IV. Neben den Genossenschaften als eingetragenen 
wirthschaftlichen Vereinen arwähnt das Gesetz noch „nicht 



eingetragene ^ mrthschaftliche Vereinef L (Art. 717). Es ist 
streitig, ob solche Personenverbände sich als wirthschaft- 
liehe Vereine eintragen lassen können, ob sie nicht viel- 
mehr gezwungen werden können, sich als Genossenschaft 
oder Aktiengesellschaft zu konstituiren. 

Vogt^) ist der Ansicht, das Gesetz anerkenne einge- 
tragene wirthschaftliche Vereine, und zieht den Schluss, man 
könne aus dem Labyrinthe in der Grundlage des schwei- 



*) Anderer Meinung Sicherer: Kommentar zum deutschen Ge- 
nossenschaftsgesetz, pag. 145 s. Einverstanden bin ich mit seinem an 
der cit. Stelle zuletzt genannten Beispiele. 

Ein Verein, welcher Sachen im Grossen ankauft und im Einzelnen 
zu Engros-Preisen an Dritte, nicht an eigene Mitglieder, abgibt, ist 
eben ein Wohlthätigkeitsverein, weil ja gar kein Vortheil für die Mit- 
glieder dabei herauskommt. Anders ist es sofort, wenn auch seinen 
Mitgliedern diese Vergünstigung zukommt, oder wenn der Verkauf, 
obwol die Waaren billiger abgegeben werden, als anderorts, so einge- 
richtet wftd, dass immerhin noch für die Mitglieder die übliche Ver- 
zinsung ihrer Einlagen sich ergibt. 

*) Vogt, Leichtfassliche Anleitung zur Anwendung des schwei- 
zerischen Obligationenrechts, pag. 302. 
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zerischen Gesellschaftsrechtes gar nicht herauskommen ; eine 
einfache Gesellschaft werde sich nie als solche, sondern als 
wirthschaftlicher Verein eintragen lassen; dass sich sieben 
Mitglieder eines Vereins, welche nur Persönlichkeit durch 

Eintragung in das Handelsregister erwerben, von sieben Mit- 

• 

gliedern einer Genossenschaft zu gleichem Endzwecke nur 
dadurch unterscheiden, dass für den Verein sich Verpflich- 
tende nur unter sich solidarisch haften, nicht aber den Verein 
direkt gegen den Dritten verpflichten, für die Genossenschaft 
sich Verpflichtende diese selbst zur unmittelbar haftenden 
Schuldnerin machen. Dagegen aber lässt sich folgendes 
sagen: Allerdings war es nicht gerade ein glücklicher Ge- 
danke, eine Trennung zwischen Vereinen mit wirthschaft- 
lichem und solchen mit idealem Zwecke zu machen, diese 
war auch in den ersten Entwürfen nicht vorhanden und kam 
erst durch die Berathungen der 'Kommission in das Gesetz 
hinein. Nothwendig war eine solche Theilung gewiss nicht 
und glücklich noch viel weniger, eben desshalb, weil, wie 
angedeutet, wirthschaftliche und ideale Zwecke so oft heben 
einander verfolgt werden. Wie jedoch Vogt die Sache auf- 
fasst, kann ich ihm nicht beistimmen. Dass eine einfache 
Gesellschaft sich als solche nicht wird eintragen lassen, gebe 
ich zu, aber sie thut es nicht desshalb nicht, weil es vor- 
theilhafter für sie ist, sondern weil sie als einfache Gesell- 
schaft sich überhaupt gar nicht eintragen lassen kann. Dann 
gestattet ferner meines Erachtens das Gesetz gar nicht die 
Eintragung wirthschaftlicher Vereine als solche®); wirthschaft- 
liche Vereine haben sich, wenn sie sich eintragen lassen 



•) Dazu steht die Praxis im Widerspruch. Es gibt eingetragene 
wirthschaftliche Vereine; im Kanton Zürich z.B. wurden eingetrageu 
im Jahr 1886: Spar- und Vorschussverein der Bahnhofwerkstätte Zürich; 
Verein der Köche in Zürich; Hülfsverein der Angestellten der Töss- 
thalbahngesellschaft. Solche Vereine sind femer: Käsereigesellschaft 
Weiach (Zürich); Sparverein für Rorschach und Umgebung; Viehleih- 
kasse lUnau-Lindau (Zürich) ; SociStS d'assurance contre lea pertes du Mtail 
de La-Tour-de Peilz (Waadt); Caisse d*Epargne de Nyon u. s. f. (vide na- 
mentlich Handelsamtsblatt von 1885). 
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woDen, als Genossenschaften oder Aktiengesellschaften ein^ 
tragen zu lassen. Wenn wir trotzdem solche eingetragene 
wirthschaftliche Vereine finden, so beruht das wohl entweder 
darauf, dass diese Vereine sich unter der Herrschaft des 
kantonalen Rechts gültig konstituirten und stillschweigend 
fortbestehen dürfen, oder darauf, dass der ideale Zweck als 
massgebend angesehen wurde, oder, was wohl meistens der 
Fall sein wird, darauf, dass die Registerführer über den 
Begriff des wirthschaftlichen Zweckes nicht ganz klar und 
mit der oben entwickelten Ansicht nicht einverstanden sind. 
Es liegt aber gar kein Grund vor, neben den andern Ge- 
sellschaften noch eingetragene wirthschaftliche Vereine zu 
schaffen ; gerade das Genossenschaftswesen wurde so sehr mit 
Rücksicht auf bestehende Verhältnisse geregelt und seiner 
individuellen Gestaltung so viel Freiheit gelassen, dass wirth^ 
schaftliche Vereine, die ja ähnlich organisirt sein müssten, 
wenn sie sich eintragen lassen wollten, völlig überflüssig 
und verwirrend würden. Art. 678 schliesst ausdrücklich die- 
jenigen wirthschaftlichen Personenverbände von der Ein- 
tragung aus, welche nicht entweder Kollektiv-, Kommandit-, 
Aktien-, resp. Kommanditaktien-Gesellschaften oder Genossen- 
schaften sind; würden eingetragene wirthschaftliche Vereine 
vom Gesetz gestattet sein, so müsste der Artikel etwa fol- 
gendermassen lauten: Personenverbände, welche, ohne zu 
den in den Titeln XXIV— XXVI genannten Gesellschaften 
zu gehören, gemeinsame Zwecke des wirthschaftlichen Ver- 
kehres verfolgen, müssen sich, um als Genossenschaften das 
Recht der Persönlichkeit zu erwerben, nach Mässgabe der 
folgenden Artikel in das Handelsregister eintragen lassen. 
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Titel XXVIII 
betreffend eingetragene wirthschaftliche Vereine. 

Zudem würden diese Vereine, falls ihnen die Eintragung 
gestattet wäre, unzweifelhaft schon in Art. 716 neben den 
idealen genannt werden; in Art. 717 wird nur das Verhält- 
niss nicht eingetragener Vereine zu Dritten behandelt, nir- 
gends findet sich im Gesetz eine Stelle, an der gesagt wird, 
dass durch Eitragung wirthschaftliche Vereine als solche 
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d. h. nicht als Aktiengesellschaften oder Genossenschaften, 
juristische Persönlichkeit erlangen, von ihrer Eintragung ist 
gar nicht die Rede. 

Wie ist es nun aber, wenn dasjkantonale RßßliLi*olchen 
wirthschaftlichen Vereinen juristische Persönlichkeit zuer- 
kennt, auch ohne Eintragung, wie es z. B. im Kanton Zürich 
mit Bezug auf Vereine zu idealen Zwecken der Fall ist? 
Erstreckt sich Art. 716 auch auf die wirthschaftlichen Ver- 
eine ? Wenn man den Begriff „wirthschaftliche Zwecke" in 
dem oben entwickelten Sinn auflFasst, ist meines Erachtens 
die Frage zu verneinen, denn einmal enthält Art. 716 keinö 
Bestimmung über wirthschaftliche Vereine, ferner geht aus 
dem Tenor des Gesetzes hervor, dass dasselbe einen Unter- 
schied machen will zwischen wirthschaftlichen Vereinen 
einerseits und Genossenschaften (bezw. Aktiengesellschaf- 
ten) anderseits als eingetragenen wirthschaftlichen Vereinen. 
Wirthschaftliche Vereine müssen sich, wenn sie sich eintra- 
gen lassen wollen, als Aktiengesellschaft oder Genossenschaft 
eintragen lassen,^ wenn ihnen kantopale Gesetze juristische 
Persönlichkeit ohne weiteres verleihen, wie es im Kanton 
Zürich meines Erachtens der Fall ist, so würde dies im 
Gegensatz zum Bundesgesetz stehen und unwirksam sein. 
Art. 717 nennt „nicht eingetragene wirthschaftliche Vereine" 
schlechthin und entzieht ihnen überhaupt die Persönlichkeit. 
Die Redaktion des Art. 717 sagt dies deutlich; der Relativ- 
satz „welche weder nach kantonalem Rechte als juristische 
Personen anerkannt sind" etc. bezieht sich nur auf Vereine 
für ideale Zwecke. 

V. Es bedürfte nach dem strikten Wortlaut des Ge- 
setzes eigentlich kaum der Bemerkung, dass Personenver- 
bände mit nicht wirthschaftlichem Zwecke sich nicht als 
Genossenschaften eintragen lassen können, wenn die Praxis 
nicht auch in dieser Hinsicht von der Theorie abweichen 
würde. Wir finden, gestützt auf Art. 898 heute noch Ge- 
nossenschaften, welche einen religiösen oder einen geselligen 
oder einen wohlthätigen, also einen idealen Zweck verfolgen 
und zwar ausschliesslich einen solchen. Solche Personen- 



25 



verbände aber fallen nach dem Bundesgesetz nicht mehr 
unter Titel XXVII, sondern werden in Zukunft als Vereine 
im Sinne des Titel XXVUI zu behandeln sein. 
VI. Wir gelangen also zu dem Schlüsse: 

1. Das schweizerische Obligationenrecht kennt keine 
eingetragenen wirthschaftlichen Vereine; derartige 
korporativ oi^anisirte Personenverbäude müssep sich, 
um Persönlichkeit zu erlangen, entweder als Aktien- 
gesellschaften oder Geno8sense)iaften eintragen lassen. 

2. De lege ferenda wäre es wünschenswerth, dass ent- 
weder im Gesetz selbst der Begriff des wirthschaft- 
lichen Zweckes festgestellti oder dann Titel 28 ge- 
strichen würde, d. h. dass kein Unterschied zwischen 
wirthschaftlichen Vereinen iund solchen mit i(}ealen 
Zwecken gemacht würde. 

. 3. Dass es thatsächlich eingetragene wirthschaftliche 
Vereine gibt, ist nicht zu bestreiten; die Interpret 
tation des Gesetzes durch die Behörden beruht aber 
auf einem Irrthum und sollte als unstatthaft erklärt 
werden. 
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III. Kapitel. 

Die Oenossensehaft mit subsidiärer Solidarhaft 

der Genossen. 



Einleitung. 

Das Bundesgesetz kennt zwei verschiedene Arten von 
Genossenschaften, solche mit persönlicher, jinbeschränkter, 
subsidiärer . Solidarhaft der Genossen und solche mit be- 
schränkter Haftbarkeit, bei welchen die Genossen für Schulden 
der Genossenschaft nur bis auf die Höhe ihrer statuten- 
mässigen Einlagen haften. Wenn die Statuten über die Aus- 
schliessung der persönlichen Haftbarkeit keine Bestimmungen 
enthalten, oder wenn sie zwar Bestimmungen enthalten, 
dieselben aber im Handelsamtsblatt nicht gehörig publizirt 
sind, so haften alle Genossen subsidiär und solidarisch für 
die Schulden der Genossenschaft (Art. 689). Die Wegbe- 
dingung der Haftbarkeit ist dem deutschen Gesetze fremd, 
dagegen lässt das sächsische Gesetz dieselbe zu, ebenso 
das bayrische, das englische und das französische. 



§ 1. 

Entstellung und Wiricung der persöniiclien Haftbariceit. 

Bei Behandlung dieses Themas ist unter Haftbarkeit 
nicht die natürliche Verpflichtung zu verstehen, für selbst- 
kontrahirte Verbindlichkeiten auch selbst deren Erfüllung zu 
übernehmen, sondern eine weitere, durch die Sicherheit des 
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Verkehrs gebotene Obligation. Diese letztere ist dann noth- 
wendig, wenn der eigentliche Kontrahent, d. h. der Schuldner, 
für die von ihm kontrahirten Schulden durch seine Person 
dem Gläubiger nicht genügende Sicherheit zu bieten im 
Stande ist. Der Gläubiger erhält in diesem Falle Sicherheit 
entweder durch ein reales Deckungsmittel (Retention, Kom- 
pensation oder Pfandrecht) oder dadurch, dass eine andere 
Person für den Schuldner die Verbindlichkeiten, sei es neben 
ihm oder subsidiär, übernimmt. Von diesem letzteren Fall 
ist hier zu sprechen. 

I. Die persönliche, solidare, subsidiäre Haftbarkeit der 
Genossen für Genossenschaftschulden beruht entweder auf 
dem Willen des einzelnen Genossen, oder sie entsteht ohne 
oder gegen dessen Willen aus dem Verschulden eines Andern; 
sie ist also entweder eine obligatio ex contractu oder eine obli- 
gatio qua^i ex contractu^ d. h. der Genosse haftet entweder für 
eine Verbindlichkeit, welche er vertragsmässig übernommen 
hat, oder in Folge eines Verhältnisses, kraft dessen es ge- 
recht erscheint, dass er auch ohne Vertragswillen hafte. 
Die Erörterung der Frage über das Wesen der Haftbarkeit 
wird indessen in einem folgenden Paragraphen behandelt 
werden. 

Die Haftbarkeit des Genosse n beginnt m it dem Eintritt 
desselben in die Genossenschaft, sie ist eine unmittelbare 
Wirkung der erlangten Mitgliedschaft und kann deshalb von 
dem Genossen nicht einseitig abgelehnt werden, ebonsowenig 
können einzelne Mitglieder durch die Statuten oder durch 
Beschluss eines Genossenschaftsorgans von dieser Verpflich- 
tung entbunden werden, während die Andern haften. Die 
persönliche Haftbarkeit ist, wenn sie überhaupt statutarisch 
nicht ausgeschlossen oder, obwohl ausgeschlossen, eine dies- 
bezügliche Publikation im Handelsamtsblatt nicht erfolgt ist, 
conditio sine qua non der Mitgliedschaft (Art. 688, 689, 690). 
Demzufolge ist es auch nicht zulässig, statutarisch zu be- 
stimmen, dass zwar der Eintritt in die Genossenschaft jeder- 
zeit erfolgen könne, dass aber die persönliche Haftbarkeit 
erst nach Verfluss einer gewissen Zeit, z. B. des laufenden 
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Geschäftsjahres beginnen solle; eine derartige Bestimmung 
würde direkt dem Art. 690 widersprechen, der ausdrücklich 
festsetzt, dass die Haftbarkeit eines Eintretenden sich auch 
auf Schulden, die bei seinem Eintritt schon vorhanden seien, 
erstrecke, also sofort zu beginnen habe. 

II. Die persönliche, subsidiäre Solidarhaft der Genossen 
für Schulden der Genossenschaft ist eine sehr, umfassende 
und ist zu verstehen als Haftbarkeit nicht nur mit dem Ka- 
pital, welches der Genosse im Genossenschaftsvermögen 
stehen hat, sondern als Haftung der Persönlichkeit mit dem 
ganzen Vermögen, als nicht durch die Betheiligung des Ge- 
nossen am Genossenschaftsvermögen, sondern durch Grösse 
des Verlustes der Gläubiger im Konkurs der Genossenschaft, 
mithin als nicht bestimmt begrenzte Haftbarkeit (im Gegen- 
satz zur Aktiengesellschaft, zur Haftung des Kommanditärs). 
Sie erstreckt sich nicht nur auf die Zeit der Mitgliedschaft, 
sondern auch, wie schon bemerkt, auf die Zeit vor derselben, 
sie dauert aber auch noch nach dem Austritte für sämjnt^ 
JUche beina Austritt vorhandenen Schulden eine gewisse Zeit 
lang, mindestens 2 Jahre, fort; nicht dagegen erstreckt sich 
1 / diese Haftbarkeit auf Verbindlichkeiten, welche erst nach 
' k dem Austritte eingegangen wurden. Ist der Konkurs nach 
2 Jahren nicht über die Genossenschaft ausgebrochen (es 
wird also nicht Beendigung des Konkurses verlangt, Art. 691) 
so erlischt die Haftbarkeit des Ausgeschiedenen. — Erfolg- 
lose Betreibung der Genossenschaft berechtigt den Genossen- 
schaftsgläubiger nicht, die Genossen persönlich zu belangen, 
nach durchgeführtem Konkurs i) über das Genossenschafts- 
vermögen dagegen steht es ihm frei, für seinen Ausfall, d. h. 
für diejenige Summe, um welche er im Genossenschafts- 
konkurs zu Verlust gekommen ist, einzelne Genossen oder 
einen allein direkt zu belangen. Gegenüber den andern 
Genossen haben die Belangten in Folge des Solidaritätsver- 
hältnisses Rückgriffsrecht, natürlich auch gegenüber den aus- 
getretenen, aber noch haftbaren Mitgliedern. 



*) Nach deutschem Gesetz ist dem durchgeführten Konkurs 
Unmöglichkeit d^r Eröffnung desselben gleichzustellen. 
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Es ist klar, dass in concreto die Zahlungsfähigkeit des 
einzelnen Genossen für den Gläubiger dafür massgebend ist, 
ob er nur einen oder mehrere Genossen belangen solle; 
unter Umständen kann er also genöthigt sein, für seine Be- 
friedigung ein sehr komplizirtes Verfahren einschlagen zu 
müssen, wie es anderseits für den zahlenden Solidarschuldner 
nicht immer leicht ist, den verhältnissmässigen Antheil jedes 
Solidarschuldners an der Schuld zu bekommen. In Berück- 
sichtigung dieser Umstände hat das deutsche Gesetz in 
§§ 52 ff. das sog. Umlageverfahren 2) eingeführt, ein Ver- 
fahren, durch welches jeder Genosse durch den Vorstand in 
Vertretung sämmtlicher anderer Genossen zur verhältniss- 
mässigen Zahlung herangezogen werden kann. 

Bestritten ist, ob sich dieses Verfahren auch auf die 
ausgeschiedenen, aber noch haftbaren Genossen ausdehnen 
lasse. Der Wortlaut des § 52 lässt eher eine Verneinung 
der Frage vermuthen, der Sinn desselben ist jedoch meines 
Erachtens ein anderer, denn man wird nicht annehmen 
dürfen, dass der Ausgeschiedene einer schwereren Haftbar- 
keit unterliegen solle, als der Bleibende. Die Haftbarkeit 
wäre aber eine erschwerte, weil der solidaren, persönlichen 
Haftbarkeit, der sich der Austretende nicht entziehen kann, 
kein Korrektiv entgegensteht, wie bei den aktiven Genossen. 
Der Einwand, dass durch die Nichtherbeiziehung der aus- 
geschiedenen Genossenschafter zum Umlageverfahren diese 
meistens ohne Leistung wegkommen, ist nicht stichhaltig, 
denn dieser, immerhin nur eventuelle Vortheil, wird mehr 
als aufgewogen durch die Gefahren, welche die Solidarhaft 



*) Ich gehe auf diesen Punkt näher ein, weil meines Erachtens \ 
der Kommentar (Art. 689, Anm. 3) das ümlageverfahren nicht richtig 1 
aufgefasst hat. Art. 689 entspricht nicht dem § 52 des Reichsgesetzes, / 
sondern § 12, Abs. 1. Auch nach dem Reichsgesetz haftet dem Ge- 
nossenschaftsgläubiger Jeder Genosse solidarisch mit seinem ganzen 
Vermögen, ohne exceptio divisionis. Die Genossenschafter, d. h. 
in ihrer Vertretung der Vorstand, haben dem einzelnen Genossen 
gegenüber ein getheiltes Klagrecht, nicht die Gläubiger, wieder 
Kommentar anzunehmen scheint. Den Gläubiger berührt das Umlage- 
verfahren weiter gar nicht (§ 62 des Reichsgesetzes). 
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mit sich bringt. Meines Erachtens kann also die Genossen- 
schaft alle für Schulden der Genossenschaft haftenden ehe- 
maligen und gegenwärtigen Mitglieder zum Umlageverfahren 
beiziehen, und sie muss es sogar, weil nach AusFien die Aus- 
getretenen den Mitgliedern gleich zu betrachten sind, natür- 
lich im Sinne des § 39 ; sie tritt zwischen die Genossen und 
die Genossenschaftsgläubiger und zwischen die Genossen 
selbst, um die gegenseitigen Rech|p und Ansprüche zu ver- 
mitteln. ^) 

Somit ergibt sich nach dem Reichsgesetz eine Doppel- 
stellung für den Genossen (auch den ausgeschiedenen): Er 
haftet erstens dem Genossenschaftsgläubiger direkt mit seinem 
ganzen Vermögen für dessen Verlust im Genossenschafts- 
konkurs, und er kann zweitens zugleich von den Genossen- 
schaftern auf Zahlung seines Deckungsantheils exequirt wer- 
den. — Nach unserm Gesetz haftet er nur den Genossen- 
schaftsgläubigern, hat aber gegen die übrigen Mitschuldner 
die Ersatzklage (Art. 168). 

§ 2. 

Erlöschen der persönlichen Haftbarkelt der Genossen. 

I. Die persönliche Haftbarkeit der Genossen gegen- 
über Genossenschaftsgläubigern erlöscht 2 Jahre nach der 
Eintragung des Ausscheidens im Handelsregister Art. 691, 
oder der Eintragung der Auflösung der Genossenschaft 
Art. 692, falls nicht innerhalb dieser Frist der Konkurs über 
die Genossenschaft ausbricht und drittens ein Jahr nach 
Beendigung des Genossenschaftskonkurses Art. 693. Es 
macht keinen Unterschied, ob die Forderung schon beim 
Ausscheiden fällig war oder ob der Fälligkeitstermin erst 
nach diesen Zeitpunkt falle, denn die Verjährungsfrist des 
Art. 691 muss als eine absolute betrachtet werden*); die 



») So auch Goldschmidt Zeitschr. Bd. XXVII, pag. 18 fiF. A. M. 
Stobbe a. a. 0. Bd. I, pag. 499, Anm. 17. Sicherer a. a. 0. pag. 319. 
*) Anders Eeichsgesetz § 63, Abs. 2. 
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Verjährung läuft also auch in diesem Fall von dem Zeit- 
punkt der Eintragung des Ausscheidens in's Handelsregister 
und nicht erst von der Fälligkeit des Anspruchs an. Ebenso 
macht es keinen Unterschied, auf welche Art der Genosse 
aus der Genossenschaft ausscheidet, ob durch freiwilligen 
Austritt, Ausschluss oder Tod, und statutarische Bestim- 
mungen, z. B. in dem Sinne, dass die Erben eines Genossen- 
schafters, welche dessen Hinterlassenschaft antreten, von 
der Haftpflicht befreit sein sollen, würden dem strikten 
Wortlaut der Art. 691 und 692 zuwiderlaufen und ungültig, 
resp. für Dritte nicht rechtsverbindlich sein. Auch der 
Konkurs des ausgeschiedenen Genossen innerhalb der Ver- 
jährungsfrist äussert keine Wirkung auf die Haftbarkeit, 
denn die Haftbarkeit entsteht nur in dem Falle, wenn 
Genossenschaftsgläubiger im Genossenschaftskonkurs Ver- 
luste erleiden, vorher kann sie von diesen Gläubigern gar 
nicht geltend gemacht werden. 

H. Der Konkurs der Genossenschaft bildet die ein- 
zige Unterbrechun g der Verj ährung^ der Haftbarkeit des 
a u s g e seh i e d e n e n Genossen, nicht also wird dieselbe 
auch unterbrochen durch Rechtshandlungen gegen die Ge- 
nossenschaft überhaupt, wie z. B. durch Anhebung des 
Rechtstriebs, wie es nach Reichsgesetz| § 64 der Fall ist, 
oder durch Retcb|^handlungen gegen anaere ausgeschiedene 
Genossen, aus dem oben sub. I. a. E. genannten Grunde. 
Doch ist nicht Durchführung des Konkurses der Genossen- 
schaft, sondern nur der Ausbruch desselben entscheidend 
Art. 691, 692. 

Anders verhält es sich, wenn nach Beendigung des 
Genossen Schaftskonkurses die einjährige Verjährungsfrist 
für die Genossen (die vor dem Konkurs, aber nicht zwei 
Jahre vor demselben ausgeschiedenen, wie die zur Zeit 
der Erööhung des Konkurses noch aktiven Genossen) läuft. 
In diesem Falle muss, gemäss Artikel 155, angenommen 
werden, dass daroh dio Vorjäfarung durch Rechtshand- 
lungen gegenüber einem der haftenden Genossen auch die 
Verjährung sämmtlicher anderer Genossen unterbrochen 
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werde, weil diö Genossen Solidarschuldner sind. Ob dies 
auch dann der Fall sei, wenn ein Genosse selbst durch 
Anerkennung der Verpflichtung die laufende Verjährung 
unterbricht, ist bestritten, muss aber meines Erachtens un- 
bedingt bejaht werden, trotz des Art 165. Wenn man 
diesen Artikel extensiv interpretirt, so kommt man zu dem 
entgegengesetzten Resultat; ich glaube jedoch, dass eine 
derartige Interpretation unzulässig ist, dass Anerkennung 
einer Schuld nicht unter Erschwerung der Lage der andern 
Solidarschuldner subsumirt werden darf. Anerkennung einer 
Schuld erschwert während des Schwebens der Schuld die 
Lage keines Schuldners, denn der Gläubiger hat die Möglich- 
keit, seine Forderung geltend zu machen, bis zum Ablauf 
der Frist, und die Schuld des Debitors bleibt eben Schuld 
bis zur Zahlung oder zum Ablauf der Verjährungsfrist. 
Dann allerdings wäre der Fall des Art. 165 vorhanden, 
wenn nach geschehener Verjährung ein Solidarschuldner 
die Schuld bezahlte und von den andern ihren verhältniss- 
mässigen Antheil zu fordern berechtigt wäre, oder wenn 
ein Solidarschuldner für eine verzinsliche Schuld höhere 
Zinsen versprechen würde, und die andern an dieses Ver- 
sprechen gebunden wären. Es hätte auch keinen Sinn, 
wenn das Gesetz an einem Orte, Art. 155, dem Gläubiger 
einen Vortheil gewährte, und ihm denselben am andern, 
Art. 165, wieder entziehen würde, ganz abgesehen davon, 
dass man den in Frage liegenden Fall ganz gut auch in 
Beziehung mit Art. 155 bringen könnte, da jede Unter- 
brechung der Verjährung gegen den Schuldner gerichtet 
ist, gehe sie nun von Seiten eines Dritten oder von ihm 
selbst aus. 

§ 3. 

Das Wesen der persönlichen Haftbarkeit der Genossen. 

I. Bevor ich auf die juristische Konstruktion der 
Haftbarkeit eingehe, will ich vorerst eine Frage behandeln, 
die vielleicht nicht ganz ohne Interesse ist, die Frage näm- 
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lieh, ob auch juristische Personen Mitglied einer Genossen- 
schaft mit persönlicher Haftbarkeit der Mitglieder werden 
können, und wenn ja, wie sich die Haftbarkeit der Mit- 
glieder dieser juristischen Person im Bezug auf Genossen- 
schaftsschulden stelle. 

Der Bejahung des ersten Theils der Frage steht meines 
Erachtens kein Hinderniss entgegen, indem das Gesetz nir- 
gends nur von natürlichen Personen spricht, sondern ein- 
fach von Personenverbänden. Unter solchen wird man 
aber nicht nur Verbände von lauter physischen Einzelindi- 
viduen verstehen dürfen, sondern Personen überhaupt, 
Rechtssubjekte. Gleich wie Aktiengesellschaften Mitglieder 
anderer Aktiengesellschaften werden können, so können sie 
auch Mitglieder von Genossenschaften werden, aber man 
muss an dem Begriff der juristischen Person als solcher als 
eines Rechtssubjektes, festhalten. Nicht die Mitglieder der 
juristischen Person werden, jedes einzeln, Mitglieder der 
Genossenschaft, sondern die juristische Person in ihrer Ge- 
sammtheit wird Mitglied. Somit erfolgt der Eintritt einer 
solchen juristischen Person in eine Genossenschaft nur durch 
Beschluss des kompetenten Organs, ebenso der Auetritt, 
wenn er nicht zufolge Auflösung der juristischen Person 
eo ipso erfolgt, wie bei der natürlichen Person durch den 
Tod. Ebenso wird die juristische Person in den General- 
versammlungen regelmässig nur eine Stimme haben Art. 707, 
überhaupt ganz so behandelt werden müssen, wie jedes 
andere Mitglied. 

Aus dem Gesagten folgt, dass eine juristische Person 
als Mitglied einer Genossenschaft auch mit Bezug auf die 
Haftpflicht den andern Mitgliedern gleichgestellt sein muss; 
nicht ihre einzelnen Mitglieder, die ja in der Regel sehr rasch 
wechseln, haften den Genossenschaftsgläubigern, sondern 
die juristische Person haftet mit ihrem eigenen Vermögen. 
Einzig in dem Falle, dass diese juristische Person vor der 
Genossenschaft sich auflöst, kann ein Zweifel darüber ent- 
stehen, auf welche Weise die Genossenschaftsgläubiger bei 
einem allfälligen Konkurs der Genossenschaft innerhalb 

8 



- 84 - 

zweier Jahre nach dem Austritt der juristischen Person aus 
der Genossenschaft von Seiten dieses frühern Mitgliedes 
sichergestellt werden müssen. Löst sich die juristische 
Person z. B. eine Aktiengesellschaft oder eine andere Ge- 
nossenschaft durch Konkurs auf, so erlöscht ihre Haftbar- 
keit (abgesehen von der Konkursmasse), weil eine jurist- 
ische Person keine Erben hat, die im Falle des Konkurses 
der Genossenschaft belangt werden könnten. Löst sie sich 
dagegen freiwillig auf, und bleibt die Genossenschaft selbst 
weiter bestehen, so wird die erstere ihre Liquidation ohne 
weiteres durchführen können, d. h. sie wird die laufenden 
Schulden bezahlen, einen allfälligen Aktivenüberschuss jedoch 
nicht sofort vertheilen dürfen, sondern sie wird damit zu- 
warten müssen, bis die Verjährungsfrist für ihre Haftbarkeit 
abgelaufen ist. (Vergl. Art. 667, Abs. 7; Art. 713, Abs. 2.) 
Jedenfalls kann keine Rede davon sein, dass die Mitglieder 
dieser juristischen Person persönlich haftbar werden, weil 
eben nicht sie, sondern die von ihnen durchaus verschiedene 
juristische Person, Mitglied waren. Wenn z. B. die Genossen- 
schaft A Mitglied der Genossenschaft B ist, und diese 
letztere fällt in Konkurs, nachdem die erstere bereits aus- 
getreten ist und sich aufgelöst hat, so haftet nach der oben 
geäusserten Ansicht der unvertheilte Rest des Vermögens 
der Genossenschaft A subsidiär für Schulden der Genossen- 
schaft B; fällt infolge dieser Haftbarkeit auch A in Kon- 
kurs, so haften allerdings die Mitglieder der Genossenschaft A 
subsidiär für ihre (der Genossenschaft A) Schulden, aber 
für alle Schulden derselben und nicht in erster Linie für 
Schulden der Genossenschaft B und weil diese in Konkurs 
gekommen ist, sondern für Schulden der Genossenschaft A, 
die sie in ihrem eigenen Konkurse nicht hat bezahlen 
können. 

n. Wenn wir nun untersuchen wollen, was die Haft- 
barkeit ihrer juristischen Natur nach ist, so haben wir, wie 
schon oben angedeutet, auseinanderzuhalten, dass die Ge- 
nossenschafter entweder mit ihremWillen für Genossen- 
schaftsschulden persönlich und subsidiär haften, oder ohne 
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ihrenWillen; vorerst beschäftigen wir un s mit dem 
ersten Fall und wollen in erster Linie die verschiedenen 
Erklärungen, die uns über diese Frage vorliegen, kurz 
durchgehen. 

Gierke ^) erklärt sich für eine bürgschaftliche Ga- 
rantie der Individualpersönlichkeiten für die Gesammtper- 
sönlichkeit. Die Pflicht der Solidarhaft ist daher zunächst 
nicht eine Pflicht gegen die Gläubiger, sondern eine Pflicht 
gegen die Genossenschaft. Die Gläubiger aber erlangen 
einen Anspruch daraus, weil sie eben mit der Genossen- 
schaft, wie sie ist, kontrahiren u. s. w. A n s c h ü t z ®) er- 
klärt die Haft als ein Bürgschaftsverhältniss, welches erst 
bei Insufflzienz des Genossenschaftsvermögens rücksichtlich 
des Ausfalls praktisch werde. Auch Wilckens^) steht 
auf diesem Standpunkt; er nimmt an, dass eine Bürgschaft 
den Mitgliedern gewisser Arten von Korporationen durch 
ein Gesetz auferlegt werde, die in subsidium wirksam sei. 
Parisius®) erklärt, die eingetragene Genossenschaft redu- 
zire die Solidarhaft der Mitglieder auf eine Solidarbürg- 
schaft, welche erst dann in Kraft trete, wenn das Ge- 
nossenschaftsvermögen zur Befriedigung der Gläubiger nicht 
ausreiche. S t o b b e ®) sagt : Nicht als Bürgen, sondern wie 
Bürgen sind sie (die Genossen) in subsidium verhaftet. 
Nicht ein Vertrag mit dem Gläubiger, sondern ihre Erklärung, 
sich dem Statut, welches ihre subsidiäre Verhaftung fordert, 



*) Gierke, Rechtsgeschichte der deutschen Genossenschaft, pag. 
1108, und derselbe in Goldschmidts Zeitschrift, Bd. XX, pag. 306, wo er 
die Haftpflicht als ein der Bürgschaft analoges korporatives Haftungs- 
verhältniss bezeichnet. 

•) An schütz & Völderndorff, Kommentar zum allgemeinen 
deutschen H. G. B., Bd. II, pag. 60. 

') Wilckens: Der juristische Charakter der Erwerbs- und Wirth- 
schaftsgenossenschaften, pag. 47. 

®) Parisius, Einleitung zum Kommentar des preussischen Ge- 
setzes betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirth- 
schafts-Genossenschaften. 

•) Stobbe, Handbuch des deutschen Privatrechts, Bd. I, pag. 
494 ff. 
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zu unterwerfen, also ein einseitiger Verpflichtungswille ohne 
Acceptation von Seiten des Dritten ist der Grund, aus 
welchem sie für die Schulden der Genossenschaft in An- 
spruch genommen werden können. Auch Sicherer^^) spricht 
sich gegen die Annahme einer Bürgschaft aus; er nimmt 
an, dass der Vorstand nicht nur die Genossenschaft als 
solche verpflichte, sondern auch die einzelnen Genossen, so 
dass der Gläubiger in gewissen Fällen aus dem betreffenden 
Kontrakt eine Klage gegen die Genossen hätte. Gold- 
schmidt ^i) nennt die Genossenschafter-Haftung eine im 
Wesen der Genossenschaft begründete, gesetzliche Garantie- 
verpflichtung nach Art der Schadlosbürgschaft. Der Kom- 
mentar entscheidet sich für ein der Bürgschaft ähnliches 
Verhältniss, ähnlich wie ein einfacher Bürge u. s. w. hafte 
der Genosse für Schulden der Genossenschaft. 

II. Der Nachweis, dass wir es hier jedenfalls nicht 
mit einer Bürgschaft zu thun haben, ist nicht schwer zu 
leisten. Durch den Bürgschaftsvertrag verpflichtet sich der 
Bürge gegenüber dem Gläubiger eines Dritten, des Haupt- 
schuldners, für die Erfüllung der Schuld des letzteren ein- 
zustehen. Art. 489. Ein solcher Vertrag bedarf zu seiner 
Gültigkeit der Mitvirkung des Schuldners nicht, und wird 
für den Bürgen erst wirksam, wenn der Hauptschuldner 
seine Verpflichtungen nicht erfüllen kann, ausser er habe 
sich neben demselben als Selbstschuldner verpflichtet. In 
unserem Falle ist von einem solchen Vertrage mit dem Ge- 
nossenschaftsgläubiger nicht die Rede ; ich kann wohl einem 
Gläubiger für eine zukünftige Schuld eines andern Bürg- 
schaft leisten, ich kann mich aber nicht durch eine ein- 
malige Erklärung dem Schuldner gegenüber für alle dessen 
zukünftigen Schulden, allen dessen zukünftigen Gläubigern 
gegenüber wirklich verbürgen. Der Genosse erklärt 
bei seinem Eintritt nur, sich den Statuten, welche seine 
subsidiäre Verhaftung fordern, unterziehen zu wollen, gleich- 



**') Sicherer a. a. 0., pag. 229 ff. 

") Goldschmidts Zeitschrift, Bd. XXV, pag. 00. 
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viel welchem Gläubiger gegenüber die Genossenschaft Schul- 
den eingehe. Eine einseitige Verpflichtung, ein 
einseitiges Versprechen dem Schuldner gegen- 
über ist bindend für den Genossen. 

III. Wie erlangt nun aber der Genossenschaftsgläubiger 
aus diesem Versprechen ein Klagrecht gegenüber dem Ge- 
nossen ? Das Verhältniss der Genossenschaft zum Genossen 
stellt sich dar als ein Vertrag. Der Genosse erklärt durch 
seinen Eintritt haften zu wollen, die Genossenschaft erklärt 
durch Aufnahme des Genossen, dessen Haftversprechen an- 
zunehmen. Wir haben hier also einen Fall des Vertrages 
zu Gunsten Dritter, einen Garantievertrag, immerhin so, 
dass dieser Vertrag suspensiv bedingt, für den Dritten nicht 
sofort wirksam ist; sein Forderungsrecht gegenüber dem 
Genossen ist bedingt durch die Insuffizienz des Genossen- 
schaftsvermögens. Ist dieses letztere zur Tilgung der Schul- 
den unzureichend, so erhält der Dritte ohne weiteres ein 
direktes Klagrecht gegen den Genossen für seinen im Ge- 
nossenschaftskonkurs erlittenen Verlust, dasselbe braucht 
nicht durch die Person der Versprechensempfängers hin- 
durchzugehen. 

Auf Grund dieses Vertrages zwischen der Genossen- 
schaft und dem Genossen also erwächst dem Gläubiger der 
erstem ein Klagrecht gegen den letztern, und nicht aus 
dem Kontraktsverhältniss der Genossenschaft resp. der ein- 
zelnen Genossen (Sicherer) und dem Gläubiger. 

IV. Diese Konstruktion ist meines Erachtens richtiger 
und einfacher als diejenige Sicherers, da sie in allen 
Fällen deutlich erkennbar ist und auch keine Schwierig- 
keiten darbietet, wenn es sich um Forderungen handelt, 
die aus der Zeit vor dem Eintritt des betreffenden Genossen 
herrühren. Die präsumtive Schuldübernahme, die Sicherer 
in diesem Fall annimmt, hilft über diese Schwierigkeit zwar 
hinweg und lässt sich juristisch begründen, ist aber etwas 
Gekünsteltes und durchaus Unnöthiges zur Erklärung des 
Verhältnisses. Konsequent müsste man dann aber sagen, 
dass der Gläubiger seinen Anspruch jedesmal mit der Kon- 
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traktklage geltend zu machen habe, was wohl nicht be- 
hauptet werden darf. 

Ebenso glaube ich meiner Definition den Vorzug vor 
derjenigen Gierkes geben zu dürfen, denn wenn man 
auch seine Auffassung der Haftpflicht als bürgschaftliche 
Garantie gelten lassen will, so ist doch der Grund, aus dem 
er das Klagrecht des Gläubigers gegen den Genossen her- 
leitet, unrichtig. Allerdings kontrahirt der Gläubiger mit 
der Genossenschaft, wie sie ist, d. h. alle Mitglieder, welche 
zur Zeit des Vertragsabschlusses vorhanden sind, werden 
ihm subsidiär verhaftet, nicht dagegen diejenigen, welche 
erst später eintreten; diese haften eben einzig und allein 
aus ihrem Willen, den sie durch den Eintritt in die Ge- 
nossenschaft manifestirt haben, aus dem Gesellschaftsver- 
trag der durch die Haftklausel zum Vertrag zu Gunsten 
eines Dritten wird. ^2) 

V. Ich habe schon oben in § 1 gesagt, dass wir die 
Haftbarkeit ohne Willen der Genossen als eine obligatio quasi 
ex contractu ansehen müssen, als eine Obligation nämlich, 
welche nicht in Folge eines bestimmten Vertragswillens, 
sondern lediglich in Folge eines Zustandes entsteht, in welchem 
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**) Pass der Dritte aus einem Vertrag", bei dem er nicht Kontrahent 
ist, ein Forderungsrecht herleitet, ist nichts Neues und darf deshalb 
nicht befremden. So hat nach römischem Recht Jemand, der in einer 
Schenkung an einen Andern bedacht worden ist, ein Klagrecht u. s. w. 
(Windscheid pag. 211 ff.). Die Theorie Bijselers, wonach ein Ver- 
trag zu Gunsten eines Dritten erst durch dessen erklärte Acceptation 
wirksam wird, kann ich nicht gutheissen, denn sobald ich eine Accep- 
tation vom Dritten fordere, habe ich keinen Vertrag mehr zu dessen 
Gunsten, abgeschlossen von dritten Personen, sondern einen Vertrag, 
bei welchem er selbst Kontrahent ist. Ebensowenig erkläre ich mich 
einverstanden mit der Theorie, dass aus dem Vertrage zunächst nur 
der Versprechensempfänger und durch diesen vermittelst Cession der 
Dritte berechtigt werde, denn der Vertragswille geht nicht dahin, dass 
der Verspreehensempfänger forderungsberechtigt werde, sondern der 
Dritte (Windscheid). Ohne Zuthun des Dritten erhält dieser ein Recht 
aus einem Vertrage anderer Personen : ob dieses Recht in seiner Wirk- 
samkeit durch Zeit oder Umstände bedingt sei, hat mit der prinzipiellen 
Frage nichts gemein. 
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sich eine vertragsfähige Person befindet. Dieser Zustand, 
an welchen das Gesetz bestimmte rechtliche Wirkungen, 
Dämlich die subsidiäre, persönliche Haftbarkeit der Genossen 
knüpft, wird herbeigeführt dadurch, dass der Wille, nicht 
haften zu wollen, dritten Personen nicht gehörig bekannt 
gegeben wird (Art. 689). Also haftet in diesem Falle der 
Genosse nicht desshalb, weil eine freiwillige Schuld- resp. 
Garantieübemahme seinerseits präsumirt wird, sondern ledig- 
lich desshalb, weil sein auf Nichthaftung gerichteter Wille 
nicht in gesetzlicher Weise erklärt oder publizirt wurde. Der 
Beweis, dass thatsächlich dieser Wille, zu haften, nicht vor- 
handen gewesen, nützt dem Genossen gegenüber Dritten 
schlechterdings nichts, jedoch wird seine rechtUche Stellung 
gegenüber dem Vorstand, dem die Verpflichtung der Publi- 
kation obliegt, dadurch nicht alterirt. 

Auf Grund dieser obligatio quasi ex contractu erlangt 
der Genossenschaftsgläubiger gegen die einzelnen Genossen 
ein direktes Klagrecht, wie im erst behandelten Falle, da 
das Gesetz keinen praktischen Unterschied zwischen beiden 
macht, vielmehr die Klagberechtigung des Genossenschafts- 
gläubigers gegenüber dem, wenn auch ohne oder gegen 
seinen Willen haftenden Genossen in völlig gleicher Weise 
feststellt, wie gegenüber dem mit Willen Haftenden. Ein 
weiterer Gegenbeweis als der der gehörigen Publikation der 
Ausschliessung der subsidiären Haftbarkeit steht dem Ge- 
nossen gegenüber dem exequirenden Genossenschaftsgläubiger 
nicht zu Gebote. 

VT. Der Vertrag zu Gunsten eines Dritten, wie er oben 
konstruirt wurde, stimmt nicht ganz mit Art. 128 des Obli- 
gationenrechts überein; er unterscheidet sich wesentlich von 
diesem letztern dadurch, dass der aus dem Vertrag berech- 
tigte Dritte nicht nöthig hat, den Schuldner, d. i. der haftende 
Genosse, davon in Kenntniss zu setzen, dass er, der Genos- 
senschaftsgläubiger, von seinem Eecht, den Genossen zu 
belangen, Gebrauch machen wolle, dass also, auch wenn 
diese Anzeige nicht erfolgt ist, die Genossenschaft als Ver- 
sprechensempfängerin nicht berechtigt ist, den Genossen 



] 



^ 



- 40 — 

seiner Haftpflicht zu entbinden. Der Grund davon ist der, 
dass, wie bereits bemerkt, abgesehen von dem Fall des 
Art. 688, die subsidiäre Haftbarkeit conditio sine qua non der 
Mitgliedschaft ist. Ein weiterer Grund ist der, dass in unserm 
Fall der Vertrag eben suspensiv bedingt ist, für den Gläu- 
biger, wenn er ihm auch ein Recht verschafft, nicht sofort 
wirksam wird. 

Die Vorschrift des Art. 689 ist spezieller Natur und 
geht desshalb den allgemeinen Bestimmungen des Art. 128 
vor, und ausserdem wird man behaupten dürfen, dass prak- 
tische Gründe gegen die strikte Anwendung des Art. 128 
sprechen: So lange die Genossenschaftsgläubiger keine Kennt- 
niss von dem Eintritt eines Genossen erhalten, könnte er 
demselben selbstverständlich, auch wenn die schon erwähnten 
Gründe nicht einmal vorliegen würden, keine Mittheilung 
davon machen, dass er ihm gegenüber von seinem Rechte, 
ihn zu belangen, Gebrauch machen werde. Somit wäre der 
Genossenschaft jederzeit die Möglichkeit gegeben, ihre Mit- 
glieder gleich nach deren Eintritt von der Haftpflicht zu 
entbinden und dadurch die zum Schutze der Kreditoren er- 
lassenen Vorschriften illusorisch machen. Ueberdies ' ver- 
bietet auch die Redaktion des Art. 688 jede Anwendung des 
Art. 128, Abs. 2, indem an ersterem Orte ausdrücklich ge- 
sagt ist, dass die persönliche Haftbarkeit in den Statuten, 
aber auch nur in diesen, wegbedungen werden könne. 



IV. Kapitel. 

% 

Die Cienossenschaft ohne persSoIiehe, soMiäre 

Haftbarkeit der Oenossen. 



I. Der wesentlichste Unterschied zwischen unserm Ge- 
nossenschaftsgesetz und dem deutschen liegt in dem Um- 
stände, dass das erstere zwei in einer Beziehung von ein- 
ander durchaus verschiedene Arten von Genossenschaften 
unterscheidet, solche mit und solche ohne persönliche Haft- 
barkeit der Mitglieder für Genossenschaftsschulden, während 
das deutsche Gesetz nur solche mit Haftbarkeit kennt. In- 
dessen werden nach unserm Bundesgesetz die beiden doch 
wesentlich verschiedenen Korporationen völlig gleich be- 
handelt, und mit Ausnahme der Art. 681, 688, 689, 690, 691, 
692, 693 und 702 wird dieses Unterschiedes nicht gedacht. 
Wesentlich ist für den zu behandelnden Abschnitt Art. 688, 
den wir etwas eingehender zn untersuchen haben ; wir wer- 
den sehen, dass zwischen der Genossenschaft ohne Haftbar- 
keit und derjenigen mit Haftbarkeit ein tief einschneidender 
Unterschied besteht, in Folge dessen die Frage zu erörtern 
sein wird, ob die völlig gleiche rechtliche Behandlung beider 
Gesellßchaftsarten zu billigen sei; dann wird sich ferner er- 
geben, dass anderseits zwischen der erstem und der Aktien- 
gesellschaft Berührungspunkte vorhanden sind und hieran 
wird sich eine Untersuchung über die grundlegenden Unter- 
schiede dieser beiden Gesellschaftsarten reihen. 

n. Art. 688 lautet: 

„In den Statuten kann jede persönliche Haftbarkeit der 
einzelnen Genossenschafter für Verbindlichkeiten der Ge- 
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nossenschaft ausgeschlossen und bestimmt werden, dass da- 
für nur das Vermögen der Genossenschaft haftbar sei. 

Diese Ausschliessung der Haftbarkeit der einzelnen 
Mitglieder muss durch das Handelsamtsblatt veröffentlicht 
werden. Unter dieser Voraussetzung können die einzelnen 
Genossenschafter aus Genossenschaftsschulden nicht belangt 
werden." 

Unter beschränkter Haftbarkeit versteht unser Gesetz 
nach meiper Auffassung die vollständige Wegbedingung 
jeder Haftbarkeit über die statutarischen Beiträge hinaus. 
Die Praxis freilich steht mit dieser Anschauung in direktem 
Widerspruch, indem sie auch Genossenschaften anerkennt, 
deren Mitglieder den Genossenschaftsgläubigern nur bis auf 
eine bestimmte Summe haften, und die Behörden scheinen 
eine derartige Interpretation des Gesetzes zu billigen. Meines 
Erachtens aber ist diese Auffassung des Art. 688 falsch. 

Die Praxis scheint so zu argumentiren : Der Art. 688 
unterscheidet zwei wesentlich von einander verschiedene 
Arten von Genossenschaften, eine mit unbeschränkter, die 
andere mit beschränkter Haftbarkeit der Mitglieder für 
Schulden der Genossenschaft. Die Haftbarkeit kann sogar 
ganz wegbedungen werden. Innerhalb dieser beiden Grenzen 
aber ist es den Statuten überlassen, den Umfang der Haft- 
barkeit zu bestimmen. Art. 688 sagt, es könne die Haft- 
barkeit gänzlich wegbedungen werden, er sagt nicht, es 
müsse, wenn man nicht mit dem ganzen Vermögen haften 
wolle, alle und jede Haftbarkeit ausgeschlossen werden. Eine 
Gefahr für den Verkehr liege in der Zulassung solcher Ge- 
nossenschaften nicht, weil die Ausschliessung der unbe- 
schränkten Haftbarkeit ja nur wirksam werde, wenn sie ge- 
hörig publizirt worden sei. — Ich halte nun dafür, dass ganz 
abgesehen von der Unsicherheit, welche derartige Bestim- 
mungen nothwendigerweise erzeugen, das Gesetz gar nicht 
im Sinne der Praxis interpretirt werden darf. Munzinger 
hatte solche Genossenschaften in's Gesetz aufnehmen wollen, 
drang aber mit seinem Antrag nicht durch. Wenn schon 
dieses Faktum gegen die Praxis spricht, so auch die Re- 
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daktion des Art. 688 und namentlich 689. In keinem dieser 
beiden Artikel ist von andern Genossenschaften die Rede, 
als entweder von solchen mit unbeschränkter Haftbarkeit, 
oder solchen ohne jede persönliche Haft, es gibt nur eine 
Alternative, es kann jede persönliche Haftbarkeit ganz weg- 
bedungen werden (Art. 688, Abs. 1) oder es müssen sämmt- 
liche Mitgliedler solidarisch mit ihrem ganzen Vermögen 
haften (Art. 689). Und Art. 689 allein sagt dies ganz deut- 
lich : „Ist eine Bestimmung, durch welche die persönliche 
Haftbarkeit der einzelnen Genossenschafter ausgeschlossen 
wird, in den Statuten nicht enthalten, oder nicht gehörig 
veröffentlicht worden, so haften sämmtliche Mitglieder soli- 
darisch mit ihrem ganzen Vermögen." Nur von Ausschlies- 
sung ist hier die Rede, nicht von Einschränkung. Meines 
Erachtens ist also eine Bestimmung des Inhalts, dass jeder 
Genosse nur bis auf eine gewisse Summe über seine Statuten- 
massigen Einlagen hinaus den Genossenschaftsgläubigern 
hafte. Dritten gegenüber völlig unwirksam, auch wenn sie 
gehörig veröffentlicht worden ist; die Genossen hafteii in 
diesem Fall ganz in derselben Weise, wie wenn sie in den 
Statuten ausdrücklich oder stillschweigend für haftbar er- 
klärt worden wären. 

Immerhin ist es wünschenswerth, dass die Register- 
führer auf die Unverträglichkeit derartiger Bestimmungen 
mit dem Gesetz aufmerksam machen, event. wenn nöthig, 
aufmerksam gemacht würden. 

IIL Wenn die persönliche Haftbarkeit der Genossen 
in den Statuten ausgeschlossen und die Bestimmung im Han- 
delsamtsblatt gehörig publizirt worden ist, so kann kein 
Genosse für Schulden der Genossenschaft persönlich belangt 
werden ; diese werden einzig und allein durch das Genossen- 
schaftsvermögen sicher gestellt. 

Zu diesem letztern gehören namentlich die Beiträge der 
Mitglieder, die einbezahlten und die noch ausstehenden; diese 
gehen den Genossen im Genossenschaftskonkurse verloren, 
sonst nichts. Unter „Beiträgen" sind auch solche Leistungen 
zu verstehen, welche sich nicht als regelmässige, periodisch 
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zu entrichtende Zahlungen darstellen, z. B. Haftpflicht der 
Genossen bis auf eine gewisse Summe. Dies ist aber nicht 
eine Haftpflicht gegenüber Dritten, sondern gegenüber der 
Genossonschaft resp. der Konkursmasse; die Genossenschafts- 
gläubiger haben sich, sofern sie im Konkurs nicht befriedigt 
werden, an derartige Bestimmungen nicht zu kehren. 

IV. Ganz gewiss ist es eine sehr auff'allende Erschei- 
nung, dass zwei in ihren prinzipiellen Grundlagen so ver- 
schiedene Korporationsarten vom Gesetzgeber ganz in der- 
selben Weise gesetzlich normirt wurden, und es lassen sich 
in der That schwerwiegende Bedenken gegen diese Gleich- 
stellung machen. 

1. Der hauptsächlichste Grund, der gegen die Zu- 
lassung von Genossenschaften ohne Haftpflicht der Mitglie- 
der geltend gemacht werden kann ist der, dass solche Ge- 
nossenschaften, weil sie kein festes Kapital von einer be- 
stimmten konstanten Grösse haben, den Kreditoren der 
Genossenschaft keine sichere Garantie für Deckung ihrer 
Guthaben bieten. Bei den Genossenschaften mit Haftbar- 
keit der Mitglieder werde diese Sicherheit eben durch diese 
persönliche Haftbarkeit der Genossen gebildet. Es seien 
somit einer gefährlichen Spekulation Thüren und Thore 
geöffnet, wenn man einer Gesellschaft gestatte, ohne festes 
Kapital oder eine dieses ersetzende anderweitige Garantie, 
Handelsgeschäfte zu treiben. 

Diese Gründe wären an sich allerdings geeignet, die 
Unzulässigkeit von Genossenschaften ohne Haftpflicht der 
Mitglieder darzuthun, aber unser Gesetz enthält zum Schutze 
der Gläubiger zwingende Vorschriften, die ein Korrektiv 
für die mangelnde Haftpflicht, eine genügende Sicherheit 
bilden. Dadurch, dass die Ausschliessung der Haftbarkeit 
in gehöriger Weise publizirt sein muss, dass ferner das 
Handelregister zu Jedermanns Einsicht off'eh steht, und dass, 
falls das erstere (die gehörige Publikation der Ausschliessung 
der Haftbarkeit) nicht erfolgt ist, Haftbarkeit eintritt, ist 
für die Sicherheit Dritter, der Genossenschaftsgläubiger, in 
hinlänglicher Weise gesorgt. Sehr wichtig ist indess in 
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dieser Beziehung Art. 704, nach welchem der Vorstand ver- 
pflichtet ist, sofort die Zahlungen einzustellen und dem Ge- 
richte behufs Eröfliiung des Konkurses Bericht zu erstatten, 
wenn die Passiven der Genossenschaft deren Aktiven über- 
steigen. Dadurch ist es der Genossenschaft unmöglich ge- 
macht, im Falle der Zahlungsunfähigkeit den Kredit zu 
missbrauchen und ihre Gläubiger noch mehr zu schädigen, 
resp. die geschädigten Gläubiger erhalten gegen den Vor- 
stand ein persönliches Klagrecht und zwar haften die Mit- 
glieder des Vorstandes gemäss Art. 714 solidarisch für den 
entstandenen Schaden, wie bei den Genossenschaften mit 
subsidiärer Haftbarkeit der Mitglieder. 

2. Dem Einwand, eine Genossenschaft ohne Haftpflicht 
der Genossen sei, weil ein der Aktiengesellschaft sehr ähn- 
liches Gebilde, ein überflüssiges und unbestimmtes Institut, 
wird unten Kapitel V begegnet werden. 

3. Wenn wir somit die unter Ziff'er 1 erwähnte Ein- 
wendung als unbegründet zurückweisen und erklären, dass 
die gleiche rechtliche Behandlung der Genossenschaften mit 
und ohne Haftpflicht im Bezug auf ihr Verhältniss zu Dritt- 
personen gerechtfertigt erscheint (natürlich nur im Sinne 
unseres Gesetzes), so ist mit Bezug auf das Verhältniss 
zwischen Genossenschaft und Genossen nicht anders zu ent- 
scheiden. Bei der Genossenschaft mit subsidiärer Haftpflicht 
der Genossen ist es sehr leicht erklärlich, dass sich der 
Genosse (resp. dessen Erben) den weitgehenden Verpflicht- 
ungen, die ihm die Haftpflicht auferlegt durch seinen Aus- 
tritt entziehen können soll; bei der Genossenschaft ohne 
Haftpflicht der Genossen dagegen muss es auffüllend er- 
scheinen, dass sogar ein vertragsraässiger Verzicht auf den 
Austritt ungültig sein soll. Die Einschränkung der Vertrags- 
freiheit im ersten Falle lässt sich mit der Rücksichtnahme 
auf den haftenden Genossen begründen, im zweiten Falle 
aber fällt diese Rücksicht weg, man würde im Interesse der 
Stabilität des Genossenschaftsvermögens sogar eher erwarten, 
dass der Austritt, wenn auch nicht geradezu verboten, so 
doch durch freiwilligen, vertragsmässigen Verzicht er- 
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Schwert resp. unmöglich gemacht würde. Ich glaube den 
Grund hiefOr darin suchen zu müssen, dass der Gesetzgeber 
die Genossen nicht zu fortgesetzten Beiträgen an das Ge- 
nossenschaftsvermögen zwingen lassen will, auch wenn 
Zwecke und Ziele, oder die Höhe der statutarischen Beiträge 
u. s. w. sich verändert haben i), dass die Genossen * nicht 
ohne, resp. gegen ihren Willen einer Vereinigung angehören 
sollen, und dass, wenn auch die Forderungen der Genossen- 
schaft gegenüber den Genossen aus statutarischer Beitrags- 
pflicht exequirbar sind, der faktische Austritt, d. h. die gänz- 
liche Ausserachtlassung der genossenschaftlichen Pflichten 
und die völlige Theilnahmlosigkeit am genossenschaftlichen 
Leben nicht verhindert werden kann. In praxi wird auch 
der entgegengesetzten Ansicht Rechnung getragen, dadurch 
nämlich, dass die Genossen sich auf eine gewisse Zeit, d. h. 
eine bestimmte Zahl von Geschäftsjahren, was nach dem 
Gesetz gestattet ist, verpflichten, Mitglieder zu bleiben, oder 
dadurch, dass in den Statuten eine lange Kündigungsfrist 
angesetzt wird, oder schliesslich dadurch, dass der Austritt 
sehr erschwert ist, indem der Austretende allen und jeden 
Anspruch an das Genossenschaftsvermögen verliert, die ein- 
bezahlten Beiträge nicht zurückfordern kann (Art. 687). 
Aber auch dann, wenn dem Ausscheidenden ein Anspruch 
an das Genossenschaftsvermögen statutarisch zusteht, kann 
sich die Genossenschaft, wenn die Auszahlung dieses Antheils 
das Vermögen gefährden würde, dadurch helfen, dass sie ihre 
Auflösung beschliesst (Art. 709, Ziff. 1) und zur Liquidation 
schreitet. Dadurch wird der Antheil des Ausscheidenden 
zur Liquidation herbeigezogen, da der Austritt gemäss Art. 
684, Abs. 1, alsdann suspendirt wird, sofern nur der Auf- 
lösungsbeschluss zwischen die Austrittserklärung und den 
faktischen Austritt des Mitgliedes fällt. 



*) Die Vorschrift des Art. 682, dass die Statuten in dubio nur 
mit Zustimmung sämmtlicher Genossen revidirt werden können, ist 
praktisch meines Wissens bei keiner einzigen schweizerischen Genossen- 
schaft aufgenommen worden, indem Statutenrevisionen entweder schon 
mit einfachem Siimmenmehr oder mit Vs, "/»> '/♦ ^- s. w. Mehrheit er- 
möglicht sind. 
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4. De lege ferenda allerdings wäre es meines Erachtens 
wünschenswert, dass bei Genossenschaften ohne Haftpflicht 
der Mitglieder den Genossenschaftsgläubigern gesetzlich die 
Möglichkeit gegeben würde, sich Kenntniss zu verschaffen 
über den jeweiligen Antheil jedes Genossen am Genossen- 
schaftsvermögen, resp. über die jedesmalige Verminderung 
desselben, welche durch den Austritt eines Mitgliedes erfolgt. 
Es ist dies nicht nothwendig mit Rücksicht auf Art. 704, 
immerhin aber dürfte meine Ansicht Beachtung verdienen 
und zwar nicht nur im Interesse der Gläubiger, sondern 
auch in demjenigen der Genossenschaft selbst, welche durch 
eine derartige Vorschrift an Kredit nur gewinnen könnte. 

V. Dadurch, dass für Genossenschaftsschulden nur das 
Genossenschaftsvermögen haftet, erhält diese Art der Ge- 
nossenschaften eine gewisse äussere Aehnlichkeit mit der 
Aktiengesellschaft; weder der Genosse noch der Aktionär 
können über ihre statutarischen Beiträge resp. den Betrag 
ihrer Aktien hinaus für Schulden der Gesellschaft belangt 
werden: Genosse und Aktionär fallen im Verkehr der Ge- 
sellschaft mit Dritten überhaupt nicht in Betracht. In diesem 
wesentlichen Punkte allein (von andern, z. B. organisato- 
rischen und weitern, nicht wesentlichen Punkten abgesehen) 
stimmen die beiden Gesellschaftsarten überein; in ihren 
Grundprinzipien dagegen sind sie durchaus verschieden, 
indem auch die Genossenschaft ohne Haftpflicht, wie oben 
ausgeführt, eben Genossenschaft ist. Es können daher bei 
Untersuchung der wesentlichsten Unterschiede zwischen Ak- 
tiengesellschaft und Genossenschaft beide Arten von Ge- 
nossenschaften zusammengefasst werden. 



V. Kapitel. 



Prinzipielle Unterschiede zwischen Oenossenschaft 

und Iktiengesellsehaft ') 



Wir betrachten beide Geseilschaftsarten nach zwei 
Richtungen, derjenigen des Vermögens und derjenigen der 
Mitgliedschaft. 

I. 

1. Eine Genossenschaft bedarf zu ihrer Entstehung 
nur der nöthigen Anzahl von Personen, nämlich sieben, 
gemäss Art. 679, welche in bestimmter Weise organisirt 
sind und gemeinsame, dem Gesetz entsprechende Statuten 
haben; dagegen ist es nicht nothwendig, dass diese Per- 
sonen sich über ein bestimmtes Vermögen ausweisen können, 
welches in Zukunft Gesellschaftsvermögen sein soll. Anders 
bei der Aktiengesellschaft, hier ist ausser fünf Mitgliedern 
ein von vorneherein bestimmtes, vollständig gezeichnetes 
und wenigstens theilweise eingezahltes Gesellschaftsver- 
mögen zur Entstehung der Gesellschaft erforderlich. Bei 
der Genossenschaft tritt die Personen-, bei der Aktiengesell- 
schaft die Vermögens Verbindung in den Vordergrund. 

2. Das Genossenschaftsvermögen setzt sich aus regel- 
mässig, aber nicht nothwendig gleichartigen und gleich 
grossen Beiträgen zusammen, deren Gesammtbetrag nicht 



*) Ich verweise hier namentlich auf Otto Gierkes neuestes 
Werk: Die deutsche Genossenschaftstheorie und die deutsche Recht- 
sprechung, pag. 240 ff. 
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bei jedem Einzelnen gleich gross sein muss, und deren 
Leistung nicht die Mitgliedschaft begründet, sondern umge- 
kehrt ein Ausfluss der Mitgliedschaft ist. Bei der Aktien- 
gesellschaft dagegen wird die Mitgliedschaft erworben durch 
Erwerbung eines (resp. mehrerer) Werthtitels, welcher gleich 
gross sein muss wie die übrigen, aus denen sich das Ver- 
mögen zusammensetzt. Wenn die Beiträge den Genossen 
nicht verlören gehen, sondern als sogenannte Geschäfts- 
antheile ihnen gutgeschrieben werden, so haben wir etwas, 
das mit einer Aktie etwelche Aehnlichkeit hat, sich von 
dieser aber doch wesentlich dadurch unterscheidet, dass der 
erstere nicht einen verhältnissmässigen Antheil am Gewinn 
und am dereinstigen Aktivsaldo begründet, wie die Aktie, 
sondern nur auf einen Kopftheil am Vermögen (Art. 713); 
femer dadurch, dass er durch Vergrösserung oder Ver- 
kleinerung anderer Geschäftsantheile nicht alterirt wird, 
während bei Aktiengesellschaften nur der Betrag aller 
Aktien, nicht einer allein, verändert werden kann, und 
zwar nur so, dass durch diese Veränderung der Aktien das 
Aktienkapital selbst nicht verändert wird (Art. 614). Dieses 
Forderungsrecht, von Gierke a. a. 0. „genossenschaft- 
liches Guthaben" bezeichnet, gehört zwar zum Vermögen 
des einzelnen Mitgliedes, aber in der Weise, dass dem Ge- 
nossen nicht ein freies Verfügungsrecht über dasselbe zu- 
steht; eben weil es an die Mitgliedschaft gebunden ist, so 
kann der Genosse nur so weit frei darüber verfügen, als 
die Statuten dies gestatten. Nach Verlust der Mitgliedschaft 
erst wird dieses Forderungsrecht ein freies Forderungsrecht, 
während bei der Aktiengesellschaft die Aktie als Trägerin 
der Mitgliedschaft veräusserlich und übertragbar ist (aus- 
genommen Namenaktien, wenn sie die Statuten für unüber- 
tragbar erklären), sich tlberhaupt als Werthpapier darstellt, 
das auf einen ideellen Antheil am Gesellschaftsvermögen 
lautet und einen Anspruch auf verhältnissmässigen Antheil 
ani Geschäftsgewinn begründet, also immer einen gewissen 
Vermögenswerth hat. 



? 
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3. Das Vermögen einer aufgelösten Genossenschaft 
wird in dubio unter die Genossenschafter nach Massgabe 
des Art. 713 nach Köpfen vertheilt, dasjenige einer aufge- 
lösten Aktiengesellschaft dagegen unter die Aktionäre im 
Verhältniss der in ihrem Besitze befindlichen Aktien. Auch 
dieser Unterschied erklärt sich ohne weiteres aus dem ver- 
schiedenen juristischen Charakter der beiden Gesellschaften ; 
die Aktiengesellschaft ist eine Vermögensverbindung, bei 
der das persönliche Verhältniss von Mitglied und Gesell- 
schaft mehr in den Hintergrund tritt und sich nur im Stimm- 
recht und auch da wieder gemäss dem Aktienbesitz! äussert. 
Die Genossenschaft dagegen ist eine Personenverbindung, 
bei welcher das persönliche Verhältniss der Genossen zur 
Genossenschaft hervortritt, während die vermögensrechtliche 
Seite desselben zurücktreten kann, jedenfalls nicht die Grund- 
lage bildet für die Mitgliedschaft. 

4. Während das Vermögen einer Aktiengesellschaft 
durch den Austritt eines Aktionärs aus der Gesellschaft, 
d. h. durch Veräusserung einer Aktie, in keiner Weise be- 
rührt wird, kann bei einer Genossenschaft, sofern die 
Statuten es zulassen (Art. 687), das Gesellschaftsvermögen 
in erheblicher Weise in Mitleidenschaft gezogen werden. 
Dieser Unterschied ergibt sich ebenfalls aus dem Umstände, 
dass bei der Aktiengesellschaft das grundlegende Element 
das Vermögen ist, welches intakt bleiben soll, bei der Ge- 
nossenschaft dagegen die Vereinigung von Personen, die 
numerisch nicht festgestellt sein muss, immerhin aber nicht 
unter die Anzahl hinuntersinken darf, welche zur Besetzung 
des Vorstandes und anderer statutarischer Verwaltungs- 
stellen nothwendig ist. 

Die Ansprüche, welche der Genosse an das Genossen- 
schaftsvermögen haben kann, sind sehr verschiedener Natur, 
je nach dem Zweck, den die Genossenschaft verfolgt ; so ist 
ein solches „genossenschaftliches Sonderrecht" (Gierke) z. 
B. der VersicBerungsanspruch, welcher durch den Beitritt 
erworben und mit der Eigenschaft als Genosse untrennbar 
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verbunden ist 2), oder das Recht, Lebensmittel von dem 
Konsumverein, dessen Mitglied man ist, zu beziehen, das 
Recht auf Kreditgewährung und Annahme von Baareinlagen 
bei Vorschuss- und Kreditvereinen, während allerdings die 
bei Ausübung dieser Rechte kontrahirten Verträge den Re- 
geln des gemeinen Rechts unterstellt bleiben und somit beide 
Theile einander wie beliebige Dritte gegenübertreten. 



n. 

1. Es ist schon gesagt worden, dass bei den Genossen- 
schaften die Mitgliedschaft nicht durch Bezahlung der statu- 
tarischen Beiträge, sondern umgekehrt die Beitragspflicht 
durch die Mitgliedschaft begründet wird, während die Mit- 
gliedschaft bei Aktiengesellschaften durch Erwerbung eines 
Aktienscheins erworben wird. Während somit die Aktie als 
ein zum Vermögen des Einzelnen gehörender Werthtitel und 
daher auch die Mitgliedschaft, deren Trägerin die Aktie ist, 
als ein zum Vermögen des Einzelnen gehörendes Sonderrecht 
aufzufassen ist, so ist von einer sachenrechtlichen Verselbst- 
ständigung der Mitgliedschaft bei einer Genossenschaft nicht 
die Rede. Demzufolge kann sie an sich weder veräussert 
noch vererbt werden; höchstens können die Statuten den 
Erben ein Eintrittsrecht gewähren. Selbst ihrer Ausübung 
nach ist die Mitgliedschaft bei Genossenschaften nicht ohne 
weiteres übertragbar, nur wenn die Statuten die Ausübung 
einzelner Mitgliedschaftsrechte, z. B. des Stimmrechts, durch 
Stellvertretung gestatten, ist diese zulässig. Andere ver- 
mögensrechtliche Ansprüche dagegen, z. B. Erhebung von 
Zinsen und Dividenden seitens des Vormundes eines dispo- 
sitionsunfähigen Genossen können von ersterem mohl gel- 
tend gemacht werden, nicht aber kann er für den Bevor- 
mundeten das Stimmrecht ausüben. Bei der Aktiengesell- 



*) Entscheid des Keichs-Gerichts vom 20. Mai 1884 betr. Süd- 
deutsche Lebens-, Unfalls- und Rentenversicherungs-Anstalt in Karls- 
ruhe. 
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Schaft hingegen sind die Mitgliedschaftsrechte unter Lebenden 
und von Todes wegen übertragbar, der Ein- und Austritt 
von Mitgliedern wird regelmässig durch den Uebergang des 
Eigenthums an einem Werthpapier vermittelt. Freilich 
können statutarische Bestimmungen die Trennung der Aus- 
übung der Mitgliedschaftsrechte von der Mitgliedschaft selbst 
verbieten, indessen bleibt doch die Geltendmachung von 
Mitgliedschaftsrechten durch Nichtmitglieder, wie sie sich 
aus den Regeln über den Verkehr mit Werthpapieren ergibt, 
in erheblichem Umfange gestattet, jedenfalls aber faktisch 
möglich. 

2. Aus der verschiedenen Natur der Mitgliedschaft 
lässt es sich ohne weiteres erklären, dass in der General- 
versammlung der Genosse in dubio eine, der Aktionär so 
viele Stimmen hat, als er Aktien hat und vertritt; ich ver- 
weise desshalb lediglich auf das schon Gesagte. 

m. 

Diese Ausführungen dürften dargethan haben, dass 
zwischen Aktiengesellschaft einerseits und Genossenschaft 
anderseits ein prinzipieller Unterschied besteht, der auch 
bei der Genossenschaft ohne Haftpflicht der Mitglieder vor- 
handen ist. Auch diese ist eine Genossenschaft und als 
solche ein selbstständiges Rechtsgebilde, das mit der Aktien- 
gesellschaft nur das äusserlich gemeinsam hat (abgesehen 
natürlich von der Organisation), dass im Verkehr nur das 
Gesellschaftsvermögen in Betracht fällt. Gegenüber der 
Aktiengesellschaft hat sie insofern einen Vorzug, dass sie 
zu ihrer Gründung nicht eines bestimmten, sichern Kapitals 
bedarf, neben erleichterter Konstituirung Aussicht auf glei- 
chen Gewinn bietet; anderseits allerdings sind, falls nicht 
die Statuten eine andere Bestimmung enthalten, die einbe- 
zahlten Beiträge für den Genossen verloren, während der 
Aktionär seine Aktien realisiren kann. 

Man sollte meinen, dass desswegen die Genossenschaf- 
ten ohne Haftbarkeit der Mitglieder an Zahl die Aktienge- 



i 
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Seilschaften übersteigen würden. Dem ist aber nicht so und 
zwar hauptsächlich wol aus dem historischen Grunde, dass 
die Gesetzgebung über das Genossenschaftswesen sehr jung 
ist, die Genossenschaften selbst ein Produkt der neuern 
Rechtsentwicklung sind. Dann aber ist ein Grund wol auch 
der, dass die Aktie ein Anlagepapier ist und als solches einen 
bestimmten Vermögenswerth hat, die Mitgliedschaft bei einer 
Genossenschaft aber nicht; diese ist eben ein rein persönliches 
Verhaltniss des Individuums zur Gesammtpersönlichkeit. 
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Bemerkungen: Die statistische Tabelle soll ein Bild Ton dem 
Stande des Genossenschaftswesens in der Schweiz am 1. Januar 1887 
geben und ist auf Grund der Publikationen im schweizerischen Handels- 
amtsblatt erstellt worden. 

In der ersten Kolonne jeder Rubrik sind die Genossenschaften 
mit unbeschränkter, in der zweiten mit beschränkter Haftbarkeit der 
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üVotizon. 



Mitglieder aufgeführt, die dritte Kolonne enthält die Suinme der Ge- 
nossenschaften der bezüglichen Gattung in dem betreffenden Kanton 
und die allerletzte Kolonne der ganzen Tabelle gibt die Gesammtzahl 
der Genossenschaften eines Kantons resp. die unterste Linie deren 
Gesammtzahl in der Schweiz an. 
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statistische Ergebnisse. 



Die Rangordnung der Kantone nach der Anzahl der 
in ihrem Gebiete domizilirten Genossenschaften ist folgende: 

1. Waadt, 2. Bern, 3. Genf, 4. Zürich, 5. Aargau, 6. St. 
Gallen, 7. Freiburg und Neuenburg, 8. Solothurn, 9. Appen- 
zell A.-Rh., 10. Glarus, 11. Graubünden, 12. Luzern, 13. Schaff- 
hausen, 14. Baselland und Baselstadt, 15. Appenzell I.-Rh., 
16. Thurgau, 17. Zug, 18. Nidwaiden, Obwalden, Schwyz und 
Wallis. 

Keine Genossenschaften haben nur die Kantone Tessin 
und Uri. 
; 2. Am zahlreichsten vertreten sind die Produktivge- 

/ nossenschaften, dann folgen 2. die Spar- und Leihkassen, 
Versicherungsvereine, 3. die Konsumvereine, 4. die Bauge- 
nossenschaften, 5. die als Genossenschaften eingetragenen 
Vereine zu idealen Zwecken, 6. die Werkgenossenschaften, 
7. Weidegenossenschaften und Genossenschaften zur Hebung 
von Handel, Industrie und Gewerbe, 8. die Bürgschaftsge- 
nossenschaften und Magazinvereine, 9. die Rohstoffvereine, 
10. die Kreditschutzvereine. Die ersten drei Arten zählen 
zusanoonen 616 Genossenschaften, alle andern zusammen 74. 

3. Innerhalb der Kantone ist diese Reihenfolge nicht 
massgebend. Am stärksten vertreten von allen. Genossen- 
schaften sind: 

a) Die Produktivgenossenschaften in deuKantonen: 
1. Baselland. 2, Freiburg, 3. Genf, 4. Luzern, 5. Neuen- 
burg, 6. Schaffhausen, 7. Solothurn, 8. Thurgau, 9. 
Waadt, 10, Wallis. 

b) Die Spar- und Leihkassen, Versicherangsver- 
eine in den Kantonen: 
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1. Aargau, 2. Appenzell A.-Rh., 3. Appenzell I.-Rh., 

4. Baselstadt, 5. Bern, 6. Nidwaiden, 7. Obwalden, 
8. St. Gallen, 9. Zug. 

c) Die Konsumvereine in den Kantonen: 

1. Baselland, 2. Glarus, 3. Graubünden, 4. Schwyz, 

5. Zürich, 6. Zug. 

Von diesen 3 Arten von Genossenschaften fehlen 
gänzlich : 

a) Die Produktivgenossenschaften den Kantonen: 
Appenzell A.-Rh., Baselstadt, Glarus, Graubünden, 
Nidwaiden, Obwalden, Schwyz, Zug. Im Ganzen 8. 

c) Die Spar- und Leihkassen, Versicherungsver- 
eine den Kantonen: 
Baselland, Schwyz, Wallis. Im Ganzen 3. 

c) Die Konsumvereine den Kantonen: 

Appenzell I.-Rh., Freiburg, Neuenburg, Nidwaiden, 
Obwalden, Schaffhausen, Thurgau, Wallis. Im Gan- 
zen 8. 

4. Durchschnitlich kommen auf jeden der23 Kantone 
30 Genossenschaften. Ueber dem Durchschnitt stehen nur 
die Kantone Aargau mit 37, Bern mit 121, Genf mit 54, 
Waadt mit 277, Zürich mit 51 Genossenschaften. Auf jeden 
der 25 Kantone berechnet, ergibt sich eine Durchschnitts- 
zahl von 27,6 Genossenschaften per Kanton. Auch über 
diese Durchschnittszahl erheben sich nur die 5 obenge- 
nannten Kafitone. 

5. Vor dena Bundesgesetz hat es in der Schweiz schon 
450 Genossenschaften und genossenschaftlich organisirte Per- 
sonenverbände gegeben; von diesen bestehen heute noch 
307 mit Statuten, die vor 1. Januar 1883 in Kraft getreten 
sind, während 143 dieselben seither abgeändert haben^ Seit 
1. Januar 1883 sind im Ganzen 240 Genossenschaften ge- 
gründet worden. 

6. Von den 368 Produktivgenossenschaften sind 245 
vor dem Bundesgesetz entstanden, von den 175 Spar- und 
Leihkassen 125, von den 73 Konsumvereinen 52. 
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7. Von sätnmtlichen 690 Genossenschaften haben 354 
die unbeschränkte persönliche Haftbarkeit der Mitglieder 
ausgeschlossen, 336 dieselbe beibehalten. 

Die Rangordnung der Genossenschaften im Verhältniss 
der Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht zur Ge- 
sammtzahl der in dieselbe Kategorie gehörigen Genossen- 
schaften ist folgende: 

1. Genossenschaft zu Hebung von Handel, Industrie 
etc. mit 100 ®/o, 2. Rohstoffvereine mit 75 ^/o, 3. Konsumver- 
eine mit lo^joj 4. Kreditschutzvereine mit 67 <^/o, 5. Spar- und 
Leihkassen etc. mit 66 <*>, 6. Werkgenossenschaften mit 55®/o, 
7. Baugenossenschaften mit 46 ®/o, 8. Produktivgenossenschaf- 
ten mit 42<^/o, 9. Bürgschaftsgenossenschaften mit 4Ö<^/o, 10. 
religiöse, gesellige etc. Vereine mit 25 "/o, 11. Magazin vereine 
mit 20®/o, 12. Weidgenossenschaften mit 17^/f. 

Genau die Hälfte der aufgestellten 12 Kategorien von 
Genossenschaften hat sich also in der Mehrheit für die Haft- 
barkeit der Genossen entschieden, somit ist dieses Verhält- 
niss beinahe dasselbe, wie wenn man die absolute Zahl der 
Genossenschaften in's Auge fasst (49 ^/o zu 51 ®/o). 

8. Im Kanton Zürich ergibt sich Folgendes : Von 51 
Genossenschaften im Ganzen haben sich 26 für unbeschränkte, 
25 für beschränkte Haftbarkeit ausgesprochen, also 51 ®/o zu 
49 ®/o gerade das umgekehrte Verhältniss, wie wir es in 
Bezug auf sämmtliche schweizerische Genossenschaften ge- 
funden haben. Die Rangordnung der einzelnen Genossen- 
schaftsarten ist folgende; 1. Rohstoffvereine mit 100 ^/o. 
(In der ganzen Schweiz 75 >). 2. Spar- und Leihkassen 
mit 83 > (66>). 3. Konsumvereine mit 67^/0 (70». 4. 
Bürgschaftsgenossenschaften mit 50 ^jo (40 ^/o). 5. Bauge- 
nossenschaften mit .25 ^jo (46 ^/o). 6. Produktivgenossen- 
schaften mit 8 o/o (42 o/o). 7. Magazinvereine > (20 ». 
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' Aus der Statistik ergeben sich folgende wichtige Re- 
sultate : 

I. Das schweizerische Genossenschaftswesen steht, was 
die numerischen Verhältnisse anbetrifft, auf einer hohen 
Stufe. Wenn wir die Gesammtbevölkerung der Schweiz auf 
2,800,000 Menschen anschlagen, so kommt auf rund_4QßflL 
Seelen ^ine Genossenschaft. 

II. Namentlich wichtig sind für unsere Verhältnisse 
die Produktivgenossenschaften, die Spar- und Leihkassen 
und die Konsumvereine geworden; sie bilden zusammen 
89 <^/o sämmtlicher Genossenschaften. 

III. Für die Produktivgenossenschaften er- 
weisen sich namentlich die Kantone günstig, welche auf 
Landwirthschaft und Ackerbau angewiesen sind; ungünstig 
für sie aus natürlichen Gründen sind namentlich Berg- 
kantone. 

IV. Für die Spar- und Leihkassen erweisen sich 
alle Gegenden geeignet, namentlich solche mit ziemlich 
dichter Bevölkerung. 

V. Für die Konsumvereine gilt dasselbe wie für 
Spar- und Leihkassen, vorzugsweise in grösseren Ortschaften 
sind sie ein Bedürfniss und können auch nur an solchen 
vortheilhaft bestehen, weil sie nur in solchen einen grossen 
Umsatz erzielen können. 

VI. Spar- und Leihkassen, ebenso Konsumvereine 
haben vorzugsweise sich für beschränkte Haftbarkeit der 
Mitglieder entschieden; die Produktivgenossenschaften da- 
gegen für unbeschränkte. Der Grund hievon liegt in dem 
Umstände, dass die erstem mehr auf grossen Kredit ange- 
wiesen sind, als die letztern, mehr mit fremdem Geld ar- 
beiten, dass überhaupt ein grösserer Kapitalumsatz statt- 
findet, als bei den Produktivgenossenschaften. Mit dem 
Umsatz wächst aber auch die Gefahr für den persönlich 
haftenden Genossen und würde gegenüber dem zu erwar- 
tenden Gewinn unverhältnissmässig gross werden. 
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Ein Blick auf die örtliche Vertheilung der verschiedenen 
Genossenschaftsarten zeigt uns sofort, dass die überwiegende 
Mehrzahl der Genossenschaften überhaupt ^ich in der west- 
lichen Hälfte der Schweiz findet. Am meisten Verbreitung 
Imb^iFgeTühden die Spar- und Leihkassen etc., welche wir 
in 20 Kantonen finden, dänn^fölgenT ^2-, Die Konsumvereine 
und Produktivgenossenschaften in 15. 3. Die Baugenossen- 
schaften in 7. 4. Die religiösen, geselligen etc. Vereine 
in 5. 5. Die Bürgschaftsgenossenschaften, Magazinvereine, 
Rohstoffvereine in 4. 6. Die Genossenschaften zur Hebung 
von Handel, Industrie etc., die Werkgenossenschaften in 3 
Kantonen. 7. Die Kreditschutzvereine in 2. 8. Die Weid- 
genossenschaften in 1- Kanton (Waadt). 






Thesen. 



1) Nach schweizerischem Obligationenrecht muss sich ein 
wirthschaftlicher Verein, wenn er das Recht der Persön- 
lichkeit erwerben will, entweder als Actiengesellschaft 
oder Genossenschaft in's Handelsregister eintragen lassen. 

2) Das Heimatsprinzip ist mit Bezug auf das Güterrecht der 
Ehegatten nicht als zwingende Norm aufzustellen. 

8) Die studentische Schlägermensur ist kein Zweikampf im 
Sinne des deutschen Strafgesetzbuches. 

4) Der Ort der Begehung bei Injurien durch Postkarten ist 
nicht am Absendungsorte, sondern am Bestimmungsorte 
zu vermuthen. 

5) Das Prinzip der Nichtauslieferung von Staatsangehörigen 
ist nicht zu billigen, sondern es ist das forum delicti com- 
missi als regelmässiger Gerichtsstand anzuerkennen. 

6) Art. 60 der Bundesverfassung ist, weil in Art. 4 enthalten, 
zu streichen. 
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